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Zusammenstellung 


der 

Entwürfe 

der Bundesregierung und des Bundesrates 
für ein 

Bundesbahngesetz 

- Nrn. 1341, 1275 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen 

(27. Ausschuß) 


Entwurf 

der B u n d e s r e g i e 1 * u Pi g 

Entwurf 

eines Bundesbahngesetzes 


Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 
Rechtsstellung 
§ 1 

Sonder vermögen 

Die Bundesrepublik Deutschland 
verwaltet unter dem Namen 
„Deutsche Bundesbahn“ 
das Bundeseisenbahnvermögen als 
nicht rechtsfähiges Sondervermögen 
des Bundes mit eigener Wirtschafts- 
und Rechnungsführung. 


E 11 1 V,' u r f 
d e s B u n d e s r a i: o s 

Entwurf 

eines Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbahn 
(Bundesbahngesetz) 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 
Rechtsstellung und Aufgabe 

§ 1 

Sondervermögen 

Die Bundesrepublik Deutschland 
verwaltet unter dem Namen 
„Deutsche Bundesbahn“ 
das Bundeseisenbahnvermögen als 
ein Sondervermögen des Bundes 
mit eigener Wirtschafts- und! 
Rechnungsführung. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

Entwurf 

eines Bundesbahngesetzes 


Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 
Rechtsstellung und Aufgabe 

§ 1 

Sondervermögen 

Die Bundesrepublik Deutschland 
verwaltet unter dem Namen 
„Deutsdie Bundesbahn“ 
das Bundeseisenbahnvermögen als 
nicht rechtsfähiges Sondervermö- 
gen des Bundes mit eigener Wirt- 
schafts- und Rechnungsführung. 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

S 2 

Stellung im gerichtlichen und 
außergerichtlidien Verkehr 

(1) Die Deutsche Bundesbahn kann 
im rechtsgesdiäftlidien Verkehr 
unter ihrem Namen handeln, kla- 
gen und verklagt werden. 

(2) Der allgemeine Geriditsstand 
der Deutschen Bundesbahn wird 
durch den Sitz der Behörde be- 
stimmt, die nach der Vcrwaltungs- 
Ordnung berufen ist, die Deutsche 
Bundesbahn im Rechtsstreit zu ver- 
treten. 


§ 3 


Bundesei senbahnvermögen 


' 1) Das Bundeseisenbahn vermögen 
ist von dem übrigen Vermögen des 
Bundes, seinen RecliLcn und Ver- 
bind lichk eiten getrennt zu halten. 

(2) Für die Verbindlichkeiten der 
Deutschen Bundesbahn haftet der 
Bund nur mit dem Bundeseisen- 
bahnvermögen; als Verbindlichkei- 
ten der Deutschen Bundesbahn gel- 
ten auch die Verpflichtungen, die 
nach dem 8. Mai 1945 bei dem Be- 
trieb von Eisenbahnen eingegangen 
sind, die zum Bundeselsenbahnver- 
mögen nach § 1 gehören. Das Bun- 
deseisenbahn vermögen haftet nicht 
für die sonstigen Verbindlichkeiten 
des Bundes. 


§ 4 

Verwaltung und Betriebsführung 

(1) Die Richtlinien der Politik der 
Bundesrepublik Deutschland, ins- 
besondere der Verkehrs-, Wirt- 
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik 
sind für die Deutsche Bundesbahn 
verbindlich. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn ist 
unter Wahrung der Interessen der 
deutschen Volkswirtschaft nach 
betriebswirtschaftlichen Grund- 


Entwurf 
des Bundesrates 

S 2 

Stellung im gerichtlichen und 
außergerichtlichen Verkehr 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist 
nicht rechtsfähig, kann jedoch un- 
ter ihrem Namen Rechtsgeschäfte 
vornehmen, klagen und verklagt 
werden. 

(2) Der allgemeine Gerichtsstand 
der Deutschen Bundesbahn wird 
durch den Sitz der Behörde be- 
stimmt, die nach der Verwaltungs- 
ordnung berufen ist, die Deutsche 
Bundesbahn im Rechtsstreit zu 
vertreten. 


§ 3 

Bundeseisenbahnvermögen 
Beschränkte Haftung 

(1) Das Bundeseisenbahnvermögen 
ist von dem übrigen Vermögen 
des Bundes, seinen Rechten und 
Verbindlichkeiten getrennt zu 
halten. 

(2) Für die Verbindlichkeiten der 
Deutschen Bundesbahn haftet der 
Bund nur mit dem Bundeseisen- 
bahnvermögen; dieses haftet nicht 
für die sonstigen Verbindlichkei- 
ten des Bundes. 


§ 4 


Verwaltung und Betriebsführung 


Die Deutsche Bundesbahn ist nach 
kaufmännischen Grundsätzen ge- 
mcinwirtschaftlich zu verwalten. 
Dabei ist den Anforderungen des 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

S 2 

Stellung im gerichtlichen und 
außergerichtlichen Verkehr 

(1) Die Deutsche Bundesbahn kann 
im Rechtsverkehr unter ihrem 
Namen handeln, klagen und ver- 
klagt werden. 

(2) Der allgemeine Gerichtsstand 
der Deutschen Bundesbahn wird 
durch den Sitz der Behörde be- 
stimmt, die nach der Verwaltungs- 
ordnung berufen ist, die Deutsche 
Bundesbahn im Rechtsstreit zu 
vertreten. 

S 3 

Bundcsciscnbahn vermögen 

(1) Das Bundeseisenbahnvermögen 
ist von dem übrigen Vermögen des 
Bundes, seinen Pvechten und Ver- 
bindlichkeiten getrennt zu halten. 

(2) Für che Verbindlichkeiten der 
Deutschen Bundesbahn haftet der 
Bund nur mit dem Bundeseisen- 
bahnvermögen; als Verbindlich- 
keiten der Deutsdien Bundesbahn 
gelten audi die Verpflichtungen, 
die nach dem 8. Mai 1945 bei dem 
Betrieb von Eisenbahnen eingegan- 
gen sind, die zum Bundeseisen- 
bahnvermögen nach § 1 gehören. 
Das Bundesei senbahnvermögen 
haftet nicht für die sonstigen Ver- 
bindlichkeiten des Bundes. 

^5 4 

Verwaltung und Betriebslührung 


(1) Die Dcutsdie Bundesbahn ist 
unter W ahrung der Interessen der 
deutschen Volkswirtschaft nach 
kaufmännischen Grundsätzen zu 


•;> 

o 



Entwurf 

der Bundesregierung 

Sätzen zu betreiben und zu ver- 
walten. Den Anforderungen des 
Verkehrs Ist Rechnung zu tragen. 
Der Betrieb ist sicher zu führen. 
Die Anlagen und die Fahrzeuge 
der Deutschen Bundesbahn sowie 
das gesamte Zubehör sind dau- 
ernd in gutem Zustand zu er- 
halten und nach den Bedürfnissen 
des Verkehrs und nach dem jewei- 
ligen Stand der Technik zu er- 
neuern und weiterzucntwickeln. 

(3) Der Regelung der Kriegsschä- 
den und der Verteilung der Kriegs- 
schäden- und Kriegsfolgelasten 
wird durch die Bestimmungen des 
Absatzes 2 nicht vorgegriffen. 


E n t w’ u r f 
des Bundesrates 

Verkehrs Rechnung zu tragen und 
der Betrieb sidier zu führen. Die 
Anlagen der Deutschen Bundes- 
bahn nebst den Fahrzeugen und 
dem sonstigen Zubehör sind nach 
den Bedürfnissen des Verkehrs so- 
wie nach dem jeweiligen Stand der 
Technik gut zu unterhalten, zu 
erneuern und w^eiterzuentwickeln. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

verwalten. Den Anforderungen 
des Verkehrs ist Rechnung zu tra- 
gen. Der Betrieb ist sicher zu füh- 
ren. Die Anlagen und die Fahr- 
zeuge der Deutschen Bundesbahn 
sowüe das gesamte Zubehör sind 
dauernd in gutem Zustand zu er- 
halten und nach den Bedürfnissen 
des Verkehrs und nach dem je- 
weiligen Stand der Technik zu 
erneuern und weiterzuentwückeln. 

(2) Solange die Deutsche Bundes- 
bahn ihren Geldbedarf zur Wie- 
derherstellung ihrer Leistungs- 
fähigkeit und Betriebssicherheit 
nicht aus eigenen Mitteln oder 
durch Aufnahme von Krediten 
decken kann, soll der Bund dem 
Sonderverniögcn „Deutsche Bun- 
desbahn“ Darlehen zur Ausbesse- 
rung und Erneuerung der Anlagen 
und des rollenden Materials ge- 
währen, soweit die Haushaltslage 
es gestattet. Die Einzelheiten, ins- 
besondere über die Tilgung und 
Verzinsung, bestimmt die Bundes- 
regierung. 


§ 3 

Leistungen 

für andere Verw^altungen 

Leistungen der Deutschen Bundes- 
bahn für den Bund und seine LFn- 
ternehmen, für die Länder, für die 
Gemeinden ( G e m e i n d e v e r b ä n d el 
und für die Körperschaften des 
öffentlichen Rechts und deren Lei- 
stungen für die Deutsche Bundes- 
bahn sind angemessen abzugelten. 


§ 6 


Verwaltungsaufbau 


(1) Die Verw^altungsorganisation 
der Deutschen Bundesbahn wird 
nach Maßgabe dieses Gesetzes 
durch eine ,, Verwaltungsordnung 
für die Deutsche Bundesbahn'^ ge- 
regelt. 


§ 3 

Leistungen 

für andere Verwaltungen 

Leistungen der Deutschen Bundes- 
bahn für die Deutsche Post und für 
sonstige Verwaltungen und Unter- 
nehmen des Bundes, der Länder, 
Gemeinden (Gemeindeverbände) 
und Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts sowie deren Leistun- 
gen für die Deutsche Bundesbahn 
sind gegenseitig angemessen abzu- 
gelten. 


S 3 


Leistungen 

für andere Verwaltungen 


Leistungen der Deutschen Bundes- 
bahn für den Bund und seine Un 
ternehmen, für die Länder, für 
die Gemeinden (Gemeindever- 
bände) und für die Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen 
Rechts und deren Leistungen für 
die Deutsche Bundesbahn sind an- 
gemessen abzugelten. 


S 13 

(Verw^altungsordnung) 

Satz 2: Die Verwaltungsordnung 
regelt insbesondere die Organisa- 
tion der Deutschen Bundesbahn 
nach Maßgabe dieses Gesetzes. 


S 6 


Vcrw^altungsaufbau 


(1) Die Verwaltungsorganisation 
der Deutschen Bundesbahn wird 
nach Maßgabe cfieses Gesetze- 
durch eine „Verwaltungsordnung 
für die Deutsche Bundesbahn“ ge- 
regelt. 
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Entwurf 

der Bundesregierung 


(2) Die Dienststellen der Deutschen 
Bundesbahn sind, soweit die Ver- 
waltungsordnung nichts anderes 
bestimmt, Bundesbehörden. 


Zweiter Abschnitt 


Direktorium 

der Deutschen Bundesbahn 

§ 7 

Rechtsstellung 
des Direktoriums 

(1) Das Direktorium besteht aus 
drei Mitgliedern, die die Dienst- 
bezeichnung ,, Generaldirektor der 
Deutschen Bundesbahn“ führen. 
Sie dürfen dem Verwaltungsrat 
nicht angehören. 


(2) Die Mitglieder des Direkto- 
riums sollen hervorragende Kenner 
des Verkehrswesens, insbesondere 
des Eisenbahnwesens und der Wirt- 
schaft sein und sidi vor Übernahme 
ihres Amtes möglichst schon auf 
leitenden Posten der Eisenbahnver- 
waltung bewährt haben. 


Entwurf 
des Bundes rates 

§ 6 

Behörden 

(1) Die Dienststellen der Deutsdien 
Bundesbahn sind Bundesbehörden. 
Die Verwaltungsordnung kann 
Ausnahmen festsetzen. 

(2) Die Erfüllung der Aufgaben 
der Deutschen Bundesbahn ist öf- 
fentlicher Dienst. 


Zweiter Abschnitt 

Organisation 

§ 7 

Organe 

Die Organe der Deutschen Bun- 
desbahn sind der Verwaltungsrat 
und der Vorstand. 


§ 13 

(Vorstand) 

(3) Der Vorstand besteht aus 
einem Vorsitzer mit der Dienst- 
bezeichnung „Generaldirektor“, 
seinem ständigen Stellvertreter 
und den Leitern der Abteilungen 
der Hauptverwaltung, welche die 
Dienstbezeichnung „Direktor“ 
führen. Die Vorstandsmitglieder 
müssen deutsche Staatsangehörige 
sein. Sic dürfen dem Verwaltungs- 
rat nicht angehören. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 


(2) Die Dienststellen der Deutschen 
Bundesbahn sind, soweit die Ver- 
waltungsordnung nidits anderes 
bestimmt, Bundesbehörden. 

(3) Die Erfüllung der Aufgaben 
der Deutschen Bundesbahn ist öf- 
fentlicher Dienst. 


Zweiter Abschnitt 


Vorstand 

der Deutschen Bundesbahn 

§ 7 

Reclitsstellung 
das Vorstandes 

(1) Der Vorstand besteht aus 
einem Vorsitzer und drei wei- 
teren Mitgliedern. Bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet der Vor- 
sitzer. Ein Mitglied hat insbeson- 
dere eiie sozialen Aufgaben wahr- 
zunchmen. Die Vorstandsmitglie- 
der müssen Deutsche sein. Sie 
dürfen dem Verwaltungsrat niclit 
angehören. 

(2) Die Vorstandsmitglieder sollen 
hervorragende Kenner des Ver- 
kehrswesens und der Wirtschaft 
sein. 


(3) Der Vorsitzer und die übrigen 
Vorstandsmitglieder werden im 
Benehmen mit dem Verwaltungs- 
rat vom Bundesminister für Ver- 


o 



Entwurf 

der Bundesregierung 


(3) Die Mitglieder des Direkto- 
riums sind untereinander gleich- 
berechtigt. Ein Mitglied wird zum 
Vorsitzer des Direktoriums bestellt. 
Das Nähere, insbesondere über das 
Stimmrecht der einzelnen Mitglie- 
der, bestimmt die Verwaltungsord- 
nung. 


(4) Die Mitglieder des Direkto- 
riums werden im Benehmen mit 
dem Verwaltungsrat von dem Bun- 
desminister für Verkehr vorge- 
schlagen und auf Grund eines Be- 
schlusses der Bundesregierung vom 
Bundespräsidenten für die Dauer 
von fünf Jahren ernannt. Sie sind 
Beamte auf Zeit, Wiederernen- 
nung nach Ablauf der Amtszeit ist 
zulässig. Ein Mitglied des Direk- 
toriums, das nicht wiederernannt 
wird, tritt mit Ablauf der Amtszeit 
kraft Gesetzes in den Wartestand. 
§§ 47 Absatz 2 und 48 Absatz 2 
DBG finden keine Anwendung. 
Einem Mitglied des Direktoriums, 


Entwurf 
des Bundesrates 


(6.) Im Vorstand entscheidet bei 
Meinungsverschiedenheiten der 
Generaldirektor. 


(4) Der Generaldirektor wird vom 
Verwaltungsrat, die übrigen Vor- 
standsmitglieder werden vom Ver- 
waltungsrat und dem General- 
direktor gemeinsam vorgeschla- 
gen. Alle Vorstandsmitglieder 
werden vom Bundespräsidenten 
ernannt, nachdem der Vorschlag 
durch Beschluß der Bundesregie- 
rung gebilligt ist. 

(5) Die Vorstandsmitglieder sind 
Bundesbeamte. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

kehr vorgeschlagen. Bei der Be- 
nennung der übrigen Vorstands- 
mitglieder ist audi der Vorsitzer 
zu hören. Die Vorstandsmitglie- 
der werden auf Grund eines Be- 
schlusses der Bundesregierung 
vom Bundespräsidenten unter Be- 
rufung in das Beamtenverhältnis 
für die Dauer von fünf Jahren 
ernannt. Wiederernennung ist 
zulässig. 

(4) Die Vorstandsmitglieder kön- 
nen jederzeit aus wichtigem 
Grunde von ihrem Amt abbe- 
rufen werden. Die Abberufung 
erfolgt auf Beschluß der Bundes- 
regierung durch den Bundespräsi- 
denten. Vor der Beschlußfassung 
ist dem Vorstandsmitglied und 
dem Verwaltungsrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Die 
Bundesregierung gibt dem Ab- 
berufenen ihre Gründe bekannt. 
Der Verwaltungsrat kann mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln 
bei der Bundesregierung aus wich- 
tigem Grunde die Abberufung 
beantragen. Der Abberufene be- 
hält bis zum Ablauf der Amts- 
zeit, für die er ernannt war, die 
vollen Dienstbezüge, jedoch ent- 
fällt eine etwa gewährte Dienst- 
aufwandsentschädigung. Die An- 
wendung dienststrafrechtlicher Be- 
stimmungen bleibt unberührt. 

(5) Ein Vorstandsmitglied, das 
nicht wiederernannt wird, tritt 
mit Ablauf der Amtszeit kraft Ge- 
setzes in den Wartestand. Die Be- 
stimmungen der §§ 47 Absatz 2 
und 48 Absatz 2 des Deutschen 
Beamtengesetzes über die Ver- 
pflichtung des Wartestandsbeam- 
ten, ein anderes Amt anzuneh- 
men oder der Einberufung zu einer 
vorübergehenden Dienstleistung 
Folge zu leisten, finden keine An- 
wendung. Einem Vorstandsmit- 
glied, das vor seiner Ernennung 
die Rechtsstellung eines Beamten 
auf Lebenszeit hatte, ist auf seinen 
von Ihm als Wartestandsbeamten 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

das vor seiner Ernennung zum Ge- 
neraldirektor Beamter auf Lebens- 
zeit war, ist auf seinen von ihm 
als Wartestandsbeamten gestellten 
Antrag ein seinem früheren Amt 
nach Bedeutung und Inhalt gleich- 
zubewertendcs Amt auf Lebenszeit 
zu übertragen. 


§ 8 

Rechte und Pflichten 
des Direktoriums 

(l) Das Direktorium leitet die Ge- 
schäfte der Deutsdien Bundesbahn. 
Es vertritt die Deutsche Bundes- 
bahn gerichtlich und außergericht- 
lich, soweit nicht die Verwaltungs- 
ordnung etwas anderes bestimmt. 


(2) Die Mitglieder des Direkto- 
riums sind für die Führung der Ge- 
schäfte gemeinsam verantwortlich; 
sie haben ihre Geschäfte mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen und ge- 
wissenhaften Geschäftsleitcrs wahr- 
zunehmen. 


(3) Die Mitglieder des Direkto- 
riums sind berechtigt, an den Sit- 
zungen des Verwaltungsrates und 
seiner Ausschüsse teilzunehmen. 
Sie können jederzeit das Wort er- 
greifen. 

(4) Das Direktorium legt dem Ver- 
waltungsrat und dem Bundesmini- 
ster für Verkehr monatlich einen 


Entwurf 

des Bundesrates 


(2) Er untersteht der Aufsidht des 
Verwaltungsrates, an dessen Richt- 
linien und Beschlüsse er gebunden 
ist. 


S 13 

Vorstand 


(1) Der Vorstand führt die Ge- 
schäfte der Deutschen Bundesbahn. 
Er vertritt die Deutsche Bundes- 
bahn gerichtlich und außergericht- 
lich, soweit nicht die Verwaltungs- 
ordnung anderes bestimmt. 


§ 14 

x\uf gaben des Vorstandes 

(1) Die Geschäfte werden unter 
den Mitgliedern des Vorstandes 
durch eine Geschäftsordnung ver- 
teilt, die der Genehmigung des 
Verwaltungsrates bedarf. 

(2) Die Vorstandsmitglieder haben 
die Geschäftsführung mit der Sorg- 
falt eines ordentlichen Geschäfts- 

, mannes wahrzunehmen. 


(4) Der Generaldirektor ist ver- 
pflichtet, die übrigen Vorstands- 
mitglieder sind berechtigt, an den 
Sitzungen des Verwaltungsrates 
teilzunehmen. 


(3) Der Vorstand hat dem Ver- 
waltungsrat monatlich über die 
Lage der Deutschen Bundesbahn 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

gestellten Antrag ein seinem frü- 
heren Amt nach Bedeutung und 
Inhalt gleichzubewertendes freies 
Amt unter erneuter Berufung in 
das Beamtenverhältnis auf Lebens- 
zeit zu übertragen. 


S 8 

Rechte und Pflichten 
des Vorstandes 

(1) Der Vorstand leitet die Ge- 
schäfte der Deutschen Bundesbahn. 
Er vertritt die Deutsche Bundes- 
bahn gerichtlich und außergericht- 
lich, soweit nicht die Verwaltungs- 
ordnung etwas anderes bestimmt. 


(2) Die Vorstandsmitglieder haben 
ihre Geschäfte mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen und gewissen- 
haften Geschäftsleiters wahrzu- 
nehmen. Sie sind für die Führung 
der Geschäfte gemeinsam verant- 
wortlich. Beschlüsse des Vorstan- 
des bedürfen der Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder. Jedes 
Vorstandsmitglied ist befugt, seine 
abweichende Auffassung dem Ver- 
waltungsrat bekanntzugeben. 


(3) Die Vorstandsmitglieder sind 
berechtigt, an den Sitzungen des 
Verwaltungsrates und seiner Aus- 
schüsse teilzunehmen. Sie können 
jederzeit das Wort ergreifen. 


(4) Der Vorstand legt dem Ver- 
waltungsrat und dem Bundesmini- 
ster für Verkehr monatlich einen 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

Geschäftsbericht vor. Es ist ver- 
pflichtet, dem Verwaltungsrat auf 
Verlangen seines Präsidenten Aus- 
kunft über die wesentlichen Vor- 
gänge in der Geschäftsführung der 
Deutschen Bundesbahn zu erteilen. 


.5) Das Direktorium stellt die Ver- 
waltungsordnung der Deutschen 
Bundesbahn auf; sie wird vom Ver- 
v^altungsrat beschlossen und bedarf 
der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Verkehr. 


§ 9 

Hauptverwaltung 
der Deutschen Bundesbahn 

Dem Direktorium untersteht die 
Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn. Sie gliedert sich in 
Abteilungen. Die Abteilungsleiter 
führen die Amtsbezeichnung „Di- 
rektor der Deutschen Bundesbahn"'. 
Das Nähere bestimmt die Verwal- 
tungsordnung. 


Dritter Abschnitt 
Verwaltungsrat 

§ 10 

Rechtsstellung 
des Verwaltungsrates 

1) Der Verwaltungsrat besteht aus 
neunundzwanzig Mitgliedern. Sie 
müssen Deutsche sein. Von diesem 
Erfordernis kann in Ausnahme- 
fällen auf Grund eines besonderen 
Beschlusses der Bundesregierung 
abgesehen werden. 


E n t ’w u r f 
des Bundesrates 

schriftlich sowie dem Präsidenten 
des Verwaltungsrates bei wichti- 
gem Anlaß mündlich oder schrift- 
lich zu berichten. 


§ 1 ^ 


Verwaltungsordnung 


Satz 1: Der Verwaltungsrat er- 
läßt die Verwaltungsordnung der 
Deutschen Bundesbahn, die der 
Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Verkehr bedarf. 


S 14 

(5) Die Vorstandsmitglieder sind 
zur Verschwiegenheit über die An- 
gelegenheiten der Deutschen Bun- 
desbahn verpflichtet. Sie dürfen 
eine andere Erwerbstätigkeit oder 
eine Nebenbeschäftigung nur mit 
Zustimmung des Verwaltungsrates 
ausüben. 


§ 8 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht 
aus neunundzwanzig Mitgliedern. 
(3) Satz 1: Die Mitglieder müs- 
sen deutsche Staatsangehörige 
und erfahrene Kenner des Wirt- 
schaftslebens oder Eisenbahn- 
sachverständige sein. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

Geschäftsbericht vor. Er Ist ver- 
pflichtet, dem Verwaltungsrat auf 
Verlangen seines Präsidenten Aus- 
kunft über die wesentlichen Vor- 
gänge in der Geschäftsführung der 
Deutschen Bundesbahn zu erteilen. 


(5) Der Vorstand stellt die Ver- 
waltungsordnung der Deutschen 
Bundesbahn auf ; sie wird vom Ver- 
waltungsrat beschlossen und bedarf 
der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Verkehr. 


§ 9 

entfällt 


Dritter Abschnitt 
Verwaltungsrat 

S 10 

Rechtsstellung 
des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat besteht 
aus zwanzig Mitgliedern. Sie müs- 
sen Deutsche sein. Von diesem 
Erfordernis kann in Ausnahme- 
fällen auf Grund eines besonderen 
Beschlusses der Bundesregierung 
abgesehen werden. 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

(2) Von den Mitgliedern des Ver- 
waitungsrates sollen 


a) zwölf den in Artikel 23 des 
Grundgesetzes genannten Län- 
dern, 


b) sechs der gewerblichen Wirt- 
schaft, 

c) zwei der Ernährungs- und 
Landwirtsdiaft, 

d) sechs den Gewerkschaften, 

e) drei dem Finanzwesen oder der 
Wissenschaft 


angehoren. Sie werden vom Bun- 
desminister für Verkehr 

zu a): nach Benehmen mit den 

obersten Landesbehörden, 
zu b): nach Benehmen mit dem 

Bundesverband der Deut- 
schen Industrie und dem 

Deutschen Industrie- und 

Handclstag, 

zu c): nach Benehmen mit den zu- 
ständigen Spitzenverbäiiden 
der Ernährungs- und Land- 
wirtschaft, 

zud): nach Benehmen mit den 

Gewerkschaften 


vorgeschlagen und durch Beschluß 
der Bundesregierung ernannt. 

(3) Die Mitglieder sollen erfahrene 
Kenner des Wirtschaftslebens oder 
Eisenbahnsachverständige sein. Sie 
sollen nicht Regierungen oder ge- 
setzgebenden Körperschaften an- 
gehören. Die Mitglieder sind an 
keinerlei Aufträge oder Weisungen 
gebunden und haben ihr Amt nach 
bestem Wissen und Gewissen zum 
Nutzen des Deutschen Volkes, der 
deutschen Wirtschaft und der Deut- 
schen Bundesbahn zu versehen. 


Entwurf 
des Bundesrates 

(2) Von diesen Mitgliedern werden 
zwölf auf Vorschlag der in Arti- 
kel 23 des Grundgesetzes genann- 
ten Länder und siebzehn auf Vor- 
schlag des Bundesministers für 
Verkehr durch Beschluß der Bun- 
desregierung aus allen Teilen des 
Bundesgebietes ernannt. Von den 
letzten sollen 

drei Angehörige der gewerb- 
lidien Wirtschaft, 
zwei Angehörige der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft, 

fünf Angehörige der Gewerk- 
sdiaften, 

drei Finanzsachverständige 
und 

drei Verkehrssachverständige 

sein. 


(3) Die Mitglieder müssen deutsche 
Staatsangehörige und erfahrene 
Kenner des Wirtschafttlebens oder 
Eisenbahnsachverständige sein. Sie 
sind an keinerlei Aufträge oder 
Weisungen gebunden und haben 
ihr Amt nach bestem Wissen und 
Gewissen zum Nutzen des deut- 
schen Volkes, der deutschen Wirt- 
schaft und der Deutschen Bundes- 
bahn zu versehen. Sie dürfen nicht 
Mitglieder von Regierungen oder 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

(2) Der Verwaltungsrat um- 
faßt vier Gruppen zu je fünf Mit- 
gliedern, die von der Bundesregie- 
rung ernannt werden: 

a) Gruppe A: Bundesrat 


b) Gruppe B: Gesamtwirtschaft 


c) Gruppe C: Gewerkschaften 

d) Gruppe D: Sonstige Mitglie- 

der. 


Die Ernennung erfolgt: 

a) für Gruppe A auf Vorschlag 
des Bundesrates, 

b) für Gruppe B auf Vorschlag 
der Spitzenverbände der ge- 
v/erblichen Wirtschaft, des 
Fiandels, der Landwirtschaft, 
des Handwerks und des Ver- 
kehrs, 


c) für Gruppe C auf Vorschlag 
der Gewerkschaften, 

d) für Gruppe D auf Vorschlag 
des Bundesministers für Ver- 
kehr. 

Für die Gruppen B und C sind je 
zehn Vorschläge vorzulegen. 

(3) Die Mitglieder sollen erfahrene 
Kenner des Wirtschaftslebens oder 
Eisenbahnsachverständige sein. Sie 
sollen nidit Mitglieder von Regie- 
rungen oder Angehörige von Ver- 
waltungen des Bundes und der 
Länder sein. 

(4) Die Mitglieder haben ihr Amt 
nach bestem Wissen und Gewissen 
zum Nutzen des deutschen Vol- 
kes, der deutschen Wirtschaft und 
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Entwurf 

der Bundesregierung 


(4) Die Mitglieder werden für vier 
Jahre ernannt. Wiederernennung 
ist zulässig. 

(5) Zwei Jahre nach der ersten Er- 
nennung scheiden fünfzehn Mit- 
glieder aus. Die Ausscheidenden 
werden in der ersten Sitzung des 
Verwaltungsrates durch das Los 
bestimmt. 


(6) Die Mitglieder können jederzeit 
durch schriftliche Erklärung gegen- 
über dem Bundesminister für Ver- 
kehr ihr Amt niederlegen. Verliert 
ein Mitglied die Fähigkeit zur Be- 
kleidung öffentlicher Ämter oder 
wird über sein Vermögen der Kon- 
kurs eröffnet, so erlischt seine Mit- 
gliedschaft. Die Mitgliedschaft er- 
lischt ferner, v/enn die Bundesregie- 
rung auf Antrag des Bundesmini- 
sters für Verkehr durch Beschluß 
feststellt, daß bei einem Mitglied 
die Voraussetzungen nicht mehr ge- 
geben sind, die für seine Ernennung 
maßgebend waren. 


(7) Scheidet ein Mitglied vor Ab- 
lauf der Zeit, für die es ernannt Ist, 
aus, so wird Innerhalb von drei 
Monaten ein Ersatzmann für die 
restliche Zeit ernannt. 

(8) Die Mitglieder sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Angelegen- 
heiten der Deutschen Bundesbahn 
verpflichtet. 

(9) Die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates erhalten freie Fahrt auf 
den Strecken der Deutschen Bun- 
desbahn, Ersatz von Reisekosten 
und eine angemessene Vergütung, 
die der Bundesminister für Verkehr 


Entwurf 
des Bundesrates 

gesetzgebenden Körperschaften 
sein. 


(4) Sat 2 1 und 2: Die Mitglieder 
werden für vier Jahre ernannt. 
Wiederernennung Ist zulässig. 

(4) Satz 3 und 4: Zwei Jahre nach 
der ersten Ernennung scheidet je- 
doch die Hälfte der Mitglieder 
aus. Die Ausscheidenden werden 
in der ersten Sitzung des Ver- 
waltungsrates durch das Los be- 
stimmt. 

(5) Die Mitglieder können jeder- 
zeit durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Bundeskanzler Ihr 
Amt niederlegen. Verliert ein Mit- 
glied die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter oder wird über 
sein Vermögen der Konkurs er- 
öffnet, so erlischt ohne weiteres 
seine Mitgliedschaft. Die Mitglied- 
schaft erlischt ferner, wenn der 
Bundeskanzler im Einvernehmen 
mit dem Vorschlagsberechtigten 
feststellt, daß ein Mitglied die 
Eigenschaft oder Stellung verloren 
hat, die für seine Ernennung maß- 
gebend gewesen ist. 


(6) Scheidet ein Mitglied vor Ab- 
lauf der Zeit, für die seine Ernen- 
nung erfolgt ist, aus, so wird in- 
nerhalb von drei Monaten ein Er- 
satzmann für die restliche Zeit er- 
nannt. 

(7) Die Mitglieder sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Angelegen- 
heiten der Deutschen Bundesbahn 
verpflichtet. 

(8) Die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates erhalten freie Fahrt auf 
den Strecken der Deutschen Bun- 
desbahn, Ersatz von Reisekosten 
und eine angemessene Vergütung, 
die der Bundesminister für Ver- 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

der Deutschen Bundesbahn zu 
versehen. Sie sind an keinerlei 
Aufträge oder Weisungen ge- 
bunden. 

(5) Die Mitglieder werden für fünf 
Jahre ernannt. Wiederernennung 
ist zulässig. 

(6) Nach Ablauf jedes der ersten 
vier Jahre scheidet von jeder der 
in Absatz 2 genannten vier Grup- 
pen von Mitgliedern je ein Mit- 
glied aus. Die Reihenfolge der Aus- 
scheidenden in jeder Gruppe wird 
in der ersten Sitzung des Verwal- 
tungsrates durch das Los bestimmt. 

(7) Die Mitglieder können jederzeit 
durch schriftliche Erklärung gegen- 
über dem Bundesminister für Ver- 
kehr ihr Amt niederlegen. Verliert 
ein Mitglied die Fähigkeit zur Be- 
kleidung öffentlicher Ämter oder 
wird über sein Vermögen der Kon- 
kurs eröffnet, so erlischt seine Mit- 
gliedsdiaft. Die Mitgliedschaft er- 
lischt ferner, wenn die Bundesre- 
gierung nach Anhören des Ver- 
waltungsrates durch Beschluß 
feststellr, daß bei einem Mitglied 
ein wichtiger, in seiner Person lie- 
gender Grund gegeben ist, der das 
Ausscheiden rechtfertigt. Als sol- 
cher gilt insbesondere ein Grund, 
der bei Beamten zur vorläufi- 
gen Dienstenthebung berechtigen 
würde. 

(8) Scheidet ein Mitglied vor Ab- 
lauf der Zeit, für die es ernannt Ist, 
aus, so wird innerhalb von drei 
Monaten ein Ersatzmann für die 
restliche Zeit ernannt. 

(9) Die Mitglieder sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Angelegen- 
heiten der Deutschen Bundesbahn 
verpflichtet. 

(10) Die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates erhalten freie Fahrt auf 
den Strecken der Deutschen Bun- 
desbahn, Ersatz von Reisekosten 
und eine angemessene Vergütung, 
die der Bundesminister für Verkehr 
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Entwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf 
des Bunde srates 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 


im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen fcstsetzt. 

(10) Der Verwaltungsrat erläßt 
seine Gesdaäftsordnung. 

(11) Die Mitglieder der Bundes- 
regierung sind berechtigt, an allen 
Sitzungen des Verwaltungsrates 
teilzunehmen oder sich dort ver- 
treten zu lassen. Sie können jeder- 
zeit das Wort ergreifen. 


kehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen fest- 
setzt. 

(9) Der Verwaltungsrat erläßt sei- 
ne Geschäftsordnung. 

(10) Die Bundesregierung hat das 
Recht, an allen Sitzungen des Ver- 
waltungsrates teilzunehmen oder 
sich dort vertreten zu lassen. 


im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen festsetzt. 

(11) Der Verwaltungsrat gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 

(12) Die Mitglieder der Bundes- 
regierung sind berechtigt, an allen 
Sitzungen des Verwaltungsrates 
teilzunehnien oder sich dort ver- 
treten zu lassen. Sie können jeder- 
zeit das Wort ergreifen. 


§ 11 

Präsident des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat wählt alle 
zwei Jahre zu Beginn des Ge- 
schäftsjahres aus seiner Mitte den 
Präsidenten des Verwaltungsrates, 
sowie einen oder zwei Vizepräsi- 
denten. Für die Wahl des Präsi- 
denten ist eine Mehrheit von drei 
Vierteln der abgegebenen Stimmen, 
für die Wahl der Vizepräsidenten 
einfache Stimmenmehrheit erfor- 
derlich. 


(2) Die Wahl des Präsidenten des 
Verwaltungsrates und der Vizeprä- 
sidenten bedarf der Bestätigung 
durch die Bundesregierung. 


(3) Wiederwahl des Präsidenten 
des Verwaltungsrates und der 
Vizepräsidenten ist zulässig. 


§ 12 

Aufgaben des Verwaltungsrates 

(F) Der Verwaltungsrat beschließt 
über 


S 9 

Präsident des Verwaltungsrates 

(1) Der Präsident des Verwal- 
tungsrates wird jährlich zu Beginn 
des Geschäftsjahres vom Verwal- 
tungsrat aus seiner Mitte mit einer 
Mehrheit von drei Viertel der ab- 
gegebenen Stimmen gewählt. Seine 
Wahl bedarf der Bestätigung duru. 
den Bundespräsidenten. Wieder- 
wahl ist zulässig. 


(2) Der Verwaltungsrat wählt 
jährlich mit einfacher Stimmen- 
mehrheit einen oder zwei Vize- 
präsidenten aus seiner Mitte, deren 
Wiederwahl zulässig ist. Absatz 1 
Satz 2 findet Anwendung. 


§ 10 

Aufgaben des Verwaltungsrates 

(1) Aufgabe des Verwaltungsrates 
ist es, die Geschäftsführung der 


§ 11 

Präsident des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat wählt alle 
zwei Jahre zu Beginn des Ge- 
schäftsjahres aus seiner Mitte den 
Präsidenten des Verwaltungsrates 
sowie einen oder zwei Vizepräsi- 
denten. Für die Wahl des Präsi- 
denten ist eine Mehrheit von drei 
Vierteln der abgegebenen Stim.- 
men, für die Wahl der Vizepräsi- 
denten einfache Stimmenmehrheit 
erforderlich. Erhält im ersten 
Wahlgang kein Bewerber die er- 
forderliche Stimmenmehrheit, so 
findet ein zweiter Wahlgang statt. 
Kommt auch in diesem Wahlgang 
die erforderliche Stimmenmehr- 
heit nicht zustande, so findet zwi- 
schen den beiden Bewerbern, die 
im zweiten Wahlgang die höchste 
Stimmenzahl erreicht haben, eine 
Stichwahl statt, bei der die ein- 
fache Mehrheit entscheidet. 

(2) Die Wahl des Präsidenten und 
der Vizepräsidenten des Verwal- 
tungsrates bedarf der Bestätigung 
durch den Bundespräsidenten auf 
Vorschlag der Bundesregierung. 

(3) Wiederwahl des Präsidenten 
und der Vizepräsidenten des Ver- 
waltungsrates ist zulässig. 


§ 12 

Aufgaben des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat besdiließt 
über: 
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der Bundesregierung 


1. die Verwaltungsordnung der 
Deutschen Bundesbahn, 

2. den Wirtschaftsplan nebst Stel- 
lenplan und den Jahresabschluß, 

3. die Beteiligung an anderen 
Unternehmen, 


4. die Aufnahme von Krediten 
und Anleihen und die Bestel- 
lung von Sicherheiten, soweit 
für sie nach § 29 die Zustim- 
mung des Bundesministers für 
Verkehr vorgesehen ist, 

5. die Vorschläge zur Ernennung 
der Mitglieder des Direkto- 
riums der Deutschen Bundes- 
bahn, 


6. die Vorschläge zur Besetzung 
der leitenden Dienstposten der 
Hauptverwaltung der Deut- 
schen Bundesbahn und der Prä- 
sidenten der Eisenbahndirek- 
tionen und der zentralen Ämter, 
gemeinsam mit dem Direkto- 
rium der Deutschen Bundes- 
bahn nach näherer Bestimmung 
der Verwaltungsordnung, 

7. grundsätzliche Fragen des Per- 
sonalwesens, soweit die oberste 
Dienstbehörde zuständig ist, 

8. Vereinbarungen zwisdien dem 
Direktorium und den Gewerk- 
schaften, 

9. die für die Finanzlage der 
Deutschen Bundesbahn wesent- 
lichen Eisenbahn- und sonstigen 
Verkehrstarife. 


Entwurf 
des Bundesrates 

Bundesbahn zu überwachen und 
über alle Fragen von allgemeiner 
Bedeutung sowie über wichtige 
Einzelfragen zu beschließen. Ihm 
obliegen insbesondere: 

1. der Erlaß der Verwaltungsord- 
nung der Deutsdien Bundes- 
bahn, 

2. die Feststellung des Wirtschafts- 
planes und des Jahres- 
abschlusses, 

3. die Entscheidung über die Be- 
teiligung an anderen Unterneh- 
mungen, 


4. die Ermächtigung zur Auf- 
nahme von Krediten und An- 
leihen und zur Bestellung von 
Sicherheiten, soweit sie nadi 
Umfang und Bedeutung den 
üblichen Rahmen der Wirt- 
schaftsführung überschreiten, 

5. die Vorschläge zur Ernennung 
des Generaldirektors sowie ge- 
meinsam mit diesem die Vor- 
schläge zur Besetzung der 
Dienstposten seines ständigen 
Stellvertreters, der Abteilungs- 
leiter und der Präsidenten, 


6. die grundsätzliche Regelung der 
Dienstverhältnisse der Beamten, 
Angestellten und Arbeiter, 


7. der Beschluß über die für die 
Finanzlage der Deutschen Bun- 
desbahn wesentlichen Eisen- 
bahn- und sonstigen Verkehrs- 
tarife. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 


1. die Verwaltungsordnung der 
Deutschen Bundesbahn, 

2. den Wirtschaftsplan nebst Stel- 
lenplan und den Jahresabschluß, 

3. die Beteiligung an anderen 
Unternehmen und die Ver- 
äußerung einer solchen Betei- 
ligung nach näherer Bestim- 
mung der Verwaltungsord- 
nung, 

4. die Aufnahme von Krediten 
und Anleihen und die Bestel- 
lung von Sicherheiten, soweit 
für sie nach § 29 die Zustim- 
mung der Bundesregierung 
oder des Bundesministers für 
Verkehr vorgesehen ist, 

5. die Vorschläge für die Ernen- 
nung und die Abberufung von 
Vorstandsmitgliedern gemäß 
§7, 


6. die Vorschläge zur Besetzung 
der leitenden Dienstposten der 
Hauptverwaltung und der Prä- 
sidenten der Eisenbahndirekti- 
onen und der zentralen Ämter 
nach näherer Bestimmung der 
Verwaltungsordnung im Ein- 
vernehmen mit dem Vorstand, 


7. grundsätzliche Fragen des Per- 
sonalwesens, soweit die oberste 
Dienstbehörde zuständig ist, 


8. die für die Finanzlage der 
Deutschen Bundesbahn wesent- 
lichen Eisenbahn- und sonsti- 
gen Verkehrstarife. 
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der Bundesregierung 


(2) Der Verwaltungsrat vertritt die 
Deutsche Bundesbahn gegenüber 
den Mitgliedern des Direktoriums. 


§ 13 

Sitzungen 

des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat tritt min- 
destens alle drei Monate zu einer 
ordentlichen Sitzung zusammen. 
Eine außerordentliche Sitzung ist 
anzuberaumen, wenn der Bundes- 
minister für Verkehr oder minde- 
stens zehn Mitglieder des Verwal- 
tungsrates oder das Direktorium 
die Einberufung des Verwaltungs- 
rates schriftlich beantragen. Der 
Präsident des Verwaltungsrates 
kann jederzeit eine Sitzung an- 
beraumen. 

(2) Zur Beschlußfassung ist die An- 
wesenheit von mehr als der Hälfte 
der gesetzlichen Zahl der Mitglie- 
der einschließlidi des Präsidenten 
erforderlich. Die Beschlüsse werden, 
sofern die Geschäftsordnung nicht 
etwas anderes vorschreibt, mit ein- 
facher Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit ist der 
Antrag abgelehnt. 


Jeder Beschluß des Verwaltungs- 
rates ist dem Bundesminister für 
Verkehr mitzuteilen. 


(3) Die Geschäftsordnung des Ver- 
waltungsrates kann zur Vorbcrei- 


Entwurf 
des Bundesrates 


(3) Der Verwaltungsrat vertritt die 
Deutsche Bundesbahn gegenüber 
den Mitgliedern des Vorstandes. 
(2) Der Verwaltungsrat beschließt 
über alle Angelegenheiten, die der 
Genehmigung des Bundesministers 
für Verkehr bedürfen. 

§ n 

Sitzungen 

des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat tritt min- 
destens alle zwei Monate zu or- 
dentlichen Sitzungen zusammen. 
Außerordentliche Sitzungen sind 
anzuberaumen, wenn die Bundes- 
regierung oder mindestens zehn 
Mitglieder des Verwaltungsrates 
oder der Vorstand die Einberu- 
fung schriftlich beantragen. Der 
Präsident des Verwaltungsrates 
kann jederzeit eine Sitzung anbe- 
raumen. 

(2) Zur Beschlußfassung ist die An- 
wesenheit von fünfzehn Mitglie- 
dern einschließlich des Präsidenten 
erforderlich. Die Beschlüsse wer- 
den, sofern die Geschäftsordnung 
nicht etwas anderes vorschreibt, 
mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt. 

§ 12 

Beanstandungsrecht 
des Bundesministers für Verkehr 

(1) Jeder Beschluß des Verwal- 
tungsrates ist dem Bundesminister 
für Verkehr mitzuteilen. 

§ n 

(3) Die Geschäftsordnung des Ver- 
waltungsrates kann vorsehen, daß 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

(2) Über die in Absatz 1 genann- 
ten Aufgaben hinaus kann der 
Verwaltungsrat eine bestimmte 
Frage von allgemeiner Bedeutung 
durch Mehrheitsbeschluß von min- 
destens zwei Dritteln seiner ge- 
setzlichen Mitgliederzahl an sich 
ziehen. 

(3) Der Verwaltungsrat vertritt die 
Deutsche Bundesbahn gegenüber 
den Vorstandsmitgliedern. 


§ 13 

Sitzungen 

des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat tritt min- 
destens alle zwei Monate zu einer 
ordentlichen Sitzung zusammen. 
Eine außerordentliche Sitzung ist 
anzuberaumen, wenn der Bundes- 
minister für Verkehr oder minde- 
stens sieben Mitglieder des Ver- 
waltungsrates oder der Vorstand 
die Einberufung des Verwaltungs- 
rates schriftlich beantragen. Der 
Präsident des Verwaltungsrates 
kann jederzeit eine Sitzung anbe- 
raumen. 

(2) Zur Beschlußfassung ist die An- 
wesenheit von mehr als der Hälfte 
der gesetzlichen Zahl der Mitglie- 
der erforderlich. Die Beschlüsse 
werden, sofern die Geschäftsord- 
nung nicht etwas anderes vor- 
schreibt, mit einfacher Stimmen- 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmen- 
gleichheit ist der Antrag abgelehnt. 


Jeder Beschluß des Verwaltungs- 
rates ist dem Bundesminister für 
Verkehr mitzuteilen. 


(3) Die Geschäftsordnung des Ver- 
waltungsrates kann zur Vorberel- 
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der Bundesregierung 

tung der Beschlußfassung des Ver- 
waltungsrates Ausschüsse vorsehen. 
Der Präsident des Verwaltungs- 
rates kann an den Beratungen der 
Ausschüsse tellnehmen und jeder- 
zeit das Wort ergreifen. Die gleiche 
Befugnis haben die Bundesminlster 
oder die von Ihnen beauftragten 
Vertreter. 

Vierter Abschnitt 

Aufsicht 
§ 14 

Aufsichtsrecht des 
Bundesministers für Verkehr 

(1) Der Bundesminister für Ver- 
kehr erläßt die nach § 4 Absatz 1 
und § 14 Absatz 2 erforderlichen 
Anordnungen an die Deutsche 
Bundesbahn. Hierzu gehören auch 
diejenigen Anordnungen, die erfor- 
derlich sind, um die Interessen der 
Deutschen Bundesbahn und der 
übrigen Verkehrsträger miteinan- 
der in Einklang zu bringen. 


(2) Der Bundesminister für Ver- 
kehr ist insbesondere dafür verant- 
wortlich, 

a) daß die Deutsche Bundesbahn 
nach den geltenden Gesetzen 
und sonstigen Vorschriften ver- 
waltet wird, 

b) daß der Betrieb nach den gel- 
tenden Vorschriften ordnungs- 
gemäß geführt wird, 

c) daß die Anlagen und Betriebs- 
mittel der technischen Entwick- 
lung angepaßt und laufend 
weiterentwickelt werden. 


(3) Dem Bundesminister für Ver- 
kehr bleibt Vorbehalten die Geneh- 
mlgung 


Entwurf 
des Bundes rates 

zur Vorbereitung der Beschluß- 
fassung des Verwaltungsrates Aus- 
schüsse gebildet werden können. 
Der Präsident des Verwaltungs- 
rates kann an den Beratungen der 
Ausschüsse teilnehmen und jeder- 
zeit das Wort ergreifen. 


Dritter Abschnitt 

Aufsicht 

§ 16 

Aufsichtsrecht 
der Bundesregierung 

(1) Satz 1: Der Bundesminister 
für Verkehr erläßt im Rahmen 
seiner politischen Verantwortung 
die erforderlichen allgemeinen 
Anordnungen. 


(1) Satz 2: Er ist insbesondere 
dafür verantwortlich, 

1. daß die Deutsche Bundesbahn 
gemäß den Gesetzen einheitlich 
verwaltet und entprechend den 
Verkehrsbedürfnissen wlrt- 
sdiaftlich betrieben wird, 

2. daß die Anlagen und Betriebs- 
mittel der Deutschen Bundes- 
bahn in betriebssicherem Zu- 
stand erhalten werden und ihr 
Betrieb der technischen Ent- 
wicklung angepaßt sowie der 
Betriebsordnung gemäß geführt 
wird. 


(2) Dem Bundesminister für Ver- 
kehr bleibt Vorbehalten die Ge- 
nehmigung 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

tung der Beschlußfassung des Ver- 
waltungsrates Ausschüsse vorsehen. 
Der Präsident des Verwaltungs- 
rates kann an den Beratungen der 
Ausschüsse teilnchmen und jeder- 
zeit das Wort ergreifen. Die gleiche 
Befugnis haben die Bundesminister 
oder die von ihnen beauftragten 
Vertreter. 

Vierter Abschnitt 

Aufsicht 
§ 14 

Aufsiclitsrecht des 
Bundesministers für Verkehr 

(1) Der Bundesminister für Ver- 
kehr erläßt die allgemeinen An- 
ordnungen. die erforderlich sind, 

a) um den Grundsätzen der Poli- 
tik der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere der 
Verkehrs-, Wirtschafts-, Fi- 
nanz- und Sozialpolitik Gel- 
tung zu verschaffen, 

b) um die Interessen der Deut- 
sdien Bundesbahn und der 
übrigen Verkehrsträger mit- 
einander in Einklang zu brin- 
gen. 

(2) Der Bundesminister für Ver- 
kehr ist insbesondere dafür ver- 
antwortlidi, 

a) daß die Deutsche Bundesbahn 
nach den geltenden Gesetzen 
und sonstigen Vorschriften ver- 
waltet wird, 

b) daß der Betrieb* nach den gel- 
tenden Vorschriften ordnungs- 
gemäß geführt wird. 

(3) Der Bundesminister für Ver- 
kehr soll darauf hin wirken, daß die 
Anlagen und Betriebsmittel der 
Deutschen Bundesbahn der tech- 
nischen Entwicklung angepaßt und 
laufend weiterentwickelt werden. 

(4) Dem Bundesminister für Ver- 
kehr bleibt Vorbehalten die Ge- 
nehmigung 
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der Bundesregierung 

a) des Wirtschaftsplanes, wesent- 
licher Änderungen desselben 
während des Geschäftsjahres, 
sowie des Jahresabschlusses. 
Die Genehmigung erfolgt im 
Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen, 

b) der Verwaltungsordnung der 
Deutschen Bundesbahn, 

c) des Baues neuer Bahnen und 
der Durchführung grundlegen- 
der Neuerungen oder Änderun- 
gen technischer Anlagen, 

d) der dauernden Einstellung des 
Betriebes einer Bundesbahn- 
strecke, eines wichtigen Bahn- 
hofes, des dauernden Über- 
ganges vom zweigleisigen zum 
eingleisigen Betrieb oder um- 
gekehrt, der Stillegung oder 
Verlegung eines Ausbesserungs- 
werkes oder einer sonstigen 
großen Dienststelle, 

e) der Errichtung, Verlegung, 

Aufhebung oder wesentlichen 
organisatorischen V erände- 

rung einer Eisenbahndirek- 
tion oder eines zentralen 
Amtes der Deutschen Bun- 
desbahn und einer wesent- 
lichen Änderung ihrer Bezirke, 

f) der Gründung oder des Er- 
werbs von anderen Unterneh- 
men, 

g) einer Beteiligung an anderen 
Unternehmen im Einzelbetrag 
von mehr als einer Million 
Deutsche Mark und der Ver- 
äußerung solcher Beteiligungen, 

h) einer Verfügung über sonstige 
Gegenstände, die zum Anlage- 
kapital des Sondervermögens 
gehören und deren Wert im 
Einzelfall eine Million Deutsche 
Mark übersteigt, 

i) der Beschlüsse des Verwaltungs- 
rates über Vereinbarungen 
zwischen dem Direktorium und 
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1. des Wirtschaftsplanes und des 
Jahresabschlusses im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister 
der Finanzen, 


2. der Verwaltungsordnung der 
Bundesbahn und der Geschäfts- 
ordnung des Verwaltungsrates, 

3. des Baues neuer Bahnen und der 

allgemeinen Durchführung 

grundlegender Neuerungen 
oder iGderungen technischer 
Anlagen, 

4. der dauernden Einstellung des 
Betriebes einer Bundesbahn- 
strecke, eines wichtigen Bahn- 
hofes, des dauernden Übergan- 
ges zu eingleisigem Betrieb und 
der Stillegung eines Ausbesse- 
rungswerkes, 


5. der Errichtung, Verlegung, Auf- 
hebung oder der wesentlichen 
organisatorischen Änderungen 
einer Generalbetriebsleitung, 
einer Eisenbahndirektion oder 
eines zentralen Amtes der Deut- 
schen Bundesbahn und der we- 
sentlichen Änderung ihrer Be- 
zirke, 

6. der Gründung oder des Er- 
werbs von anderen Unterneh- 
mimgen, 

7. der Beteiligung im Einzelbetrag 
von mehr als einer Million 
Deutsche Mark und der Ver- 
äußerung solcher Beteiligungen, 

8. der Verfügung über sonstige 
Gegenstände, die zum Anlage- 
kapital des Sondervermögens 
gehören und deren Wert im 
Einzelfall eine Million Deutsche 
Mark übersteigt. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

a) des Wirtschaftsplanes, wesent- 
licher Änderungen desselben 
während des Geschäftsjahres 
sowie des Jahresabschlusses. 
Die Genehmigung erfolgt im 
Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen, 

b) der Verwaltungsordnung der 
Deutschen Bundesbahn, 

c) des Baues neuer Bahnen und 
der Durchführung gnmdlegen- 
der Neuerungen oder Ände- 
rungen technischer Anlagen, 

d) der dauernden Einstellung des 
Betriebes einer Bundesbahn- 
strecke, eines wichtigen Bahn- 
hofes, des dauernden Über- 
ganges vom zweigleisigen zum 
eingleisigen Betrieb oder um- 
gekehrt, der Stillegung oder 
Verlegung eines Ausbesse- 
rungswerkes oder einer sonsti- 
gen großen Dienststelle, 

e) der Errichtung, Verlegung, 
Aufhebung oder wesentlichen 
organisatorischen Verände- 
rung einer Eisenbahndirek- 
tion oder eines zentralen 
Amtes der Deutschen Bun- 
desbahn und einer wesent- 
lichen Änderung ihrer Bezirke, 

f) der Gründung oder des Er- 
werbs von anderen Unterneh 
men, 

g) einer Beteiligung an anderen 
Unternehmen im Einzelbetrag 
von mehr als einer Million 
Deutsche Mark und der Ver- 
äußerung solcher Beteiligungen, 

h) einer Verfügung über sonstige 
Gegenstände, die zum Anlage- 
kapital des Sondervermögens 
gehören und deren Wert im 
Einzelfall eine Million Deutsche 
Mark übersteigt. 

(5) Tarif Vereinbarungen der Deut- 
schen Bundesbahn mit den Ge- 
werkschaften bedürfen der Ge- 
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den Gewerksdiaften. Soweit 
es sidi um Tarif Vereinbarungen 
handelt, ergeht die Genehmi- 
gung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen. 


(4) Wird die Genehmigung des 
Wirtschaftsplanes nach Absatz 3 
Buchstabe a nicht erteilt, so ent- 
scheidet auf Antrag des Verwal- 
tungsrates der Deutschen Bundes- 
bahn die Bundesregierung. 

(5) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann von der Deutschen Bun- 
desbahn jede erforderliche Aus- 
kunft verlangen. Er ist berechtigt, 
im Benehmen mit dem Direktorium 
alle Anlagen und Dienststellen zu 
besichtigen oder durch seine Beauf- 
tragten besichtigen zu lassen. 


§15 

Einspruchsrecht 

des Bundesministers für Verkehr 

Der Bundesminister für Verkehr 
kann in Angelegenheiten, die nicht 
seiner Genehmigung unterliegen, 
einem Beschluß des Verwaltungs- 
rates innerhalb von vierzehn Ta- 
gen nach Eingang der Mitteilung 
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(3) Wird die Genehmigung gemäß 
Absatz >2 Nr. 1 nicht erteilt, so 
entscheidet die Bundesregierung. 


(4) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann von der Deutschen Bun- 
desbahn jede erforderliche Aus- 
kunft verlangen. Er ist berechtigt, 
im Benehmen mit dem Vorstand 
alle Anlagen und Dienststellen zu 
besichtigen oder durch seine Be- 
amten besichtigen zu lassen. 


§ 12 

(Beanstandungsrecht 
des Bundesministers für Verkehr) 

(2) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann dem Beschluß innerhalb 
von sieben Tagen nach Eingang der 
Mitteilung widersprechen, wenn 
durch den Beschluß wichtige Inter- 
essen der Bundesrepublik Deutsch- 


Beschlüsse 
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nehmigung durch den Bundes- 
minister für Verkehr im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen, wenn sie wesentliche 
finanzielle Auswirkungen für das 
Unternehmen, insbesondere we- 
sentliche Änderungen des Wirt- 
schaftsplanes, mit sich bringen oder 
wegen ihrer grundsätzlidien Be- 
deutung geeignet sind, die Gestal- 
tung der Lohn- und Arbeitsbedin « 
gungen in anderen Zweigen der 
Bundesverwaltung zu beeinflus- 
sen. Ergeht eine Entscheidung des 
Bundesministers für Verkehr nicht 
binnen einer Frist von einer 
Woche, gerechnet vom Eingang 
des Antrages auf Genehmigung, 
so gilt die Genehmigung als er- 
teilt. 

(6) Wird die Genehmigung des 
Wirtschaftsplanes nach Absatz 4 
Buchstabe a nicht erteilt, so ent- 
scheidet auf Antrag des Verwal- 
tungsrates der Deutschen Bundes- 
bahn die Bundesregierung. 

(7) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann von der Deutschen Bun- 
desbahn jede erforderliche Aus- 
kunft verlangen. Er ist berechtigt, 
im Benehmen mit dem Vorstand 
alle Anlagen und Dienststellen zu 
besichtigen oder durch seine Be- 
auftragten besichtigen zu lassen. 

(8) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann Beamte der Deutschen 
Bundesbahn zur Erfüllung der 
ihm nach diesem Gesetz obliegen- 
den Aufgaben heranziehen. Das 
Nähere bestimmt die Verwal- 
tungsordnung. 

§15 

Einspruchsrecht 

des Bundesministers für Verkehr 

Der Bundesminister für Verkehr 
kann in Angelegenheiten, die nicht 
seiner Genehmigung unterliegen, 
einem Beschluß des Verwaltungs- 
rates innerhalb von vierzehn Ta- 
gen nach Eingang der Mitteilung 
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widersprechen, wenn wichtige 
Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland, eines Bundeslandes 
oder der Deutschen Bundesbahn 
gefährdet werden, insbesondere 
wenn ein Beschluß den Grund- 
sätzen des § 4 Absatz 1 und 2 
widerspricht. In diesem Falle hat 
der Verwaltungsrat binnen Mo- 
natsfrist, gerechnet von der Ein- 
legung des Einspruchs, erneut zu 
beraten. Hält der Verwaltungsrat 
seinen Beschluß aufrecht, so hat die 
Bundesregierung binnen einer Frist 
von drei Monaten, gerechnet von 
der Mitteilung des neuen Be- 
schlusses an den Bundesminister für 
Wrkchr, zu entscheiden, nachdem 
sie zuvor den Präsidenten des Ver- 
waltungsrates gehört hat. 

§ 16 
Tarife 

(1) Ausführungsbestimmungen zur 
Eisenbahnverkehrsordnung, Ände- 
rungen der Regeltarife einschließ- 
lich der allgemeinen Tarif Vorschrif- 
ten, der Gütereinteilung und der 
Nebengebühren sowie Einführung, 
Änderung und Äufhebung von 
internationalen Tarifen und von 
Äusnahmetarifen sowie aller son- 
stigen Tarif Vergünstigungen be- 
dürfen der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Verkehr. Im 
übrigen bleiben die Bestimmungen 
des allgemeinen Preisrechts unbe- 
rührt. 

(2) Die Genehmigung gilt als er- 
teilt, wenn der Deutschen Bundes- 
bahn nicht innerhalb von drei 
Wochen seit Eingang ihres Äntra- 
ges bei dem Bundesminister für 
Verkehr von diesem eine Äuße- 
rung zugeht. Die Genehmigung 
gilt ferner als erteilt, wenn der 
Deutschen Bundesbahn nicht inner- 
halb einer Frist von drei Monaten 
seit Eingang dieser Äußerung eine 
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land, eines Bundeslandes oder der 
Deutschen Bundesbahn gefährdet 
werden. Widerspricht der Bundes- 
minister für Verkehr, so hat der 
Verwaltungsrat nochmals zu be- 
raten. Wenn er seinen Beschluß 
aufrecht erhält, hat die Bundes- 
regierung durch Beschluß in der 
Sadie zu entscheiden, nachdem sie 
zuvor den Präsidenten des Ver- 
waltungsratcs gehört hat. Ist die 
Entscheidung binnen Monatsfrist 
nicht getroffen, so ist der Beschluß 
des Verwaltungsrates wirksam. 


§ 17 

Tarife 

(1) Änderungen der Normaltarife 
einschließlich der allgemeinen Ta- 
rifvorsdirlften, der Gütereintei- 
lung und der Nebengebühren so- 
wie Einführung, Änderung und 
Äufhebung von internationalen 
Tarifen und von Äusnahmetarifen 
sowie aller sonstigen Tarifvergün- 
stigungen bedürfen der Genehmi- 
gung des Bundesministers für Ver- 
kehr. Artikel 80 Absatz 2 des 
Grundgesetzes bleibt unberührt. 


(2) Die Genehmigung gilt als er- 
teilt, wenn der Deutschen Bundes- 
bahn nicht innerhalb von zwei 
Wochen seit Eingang ihres Antra- 
ges bei dem Bundesminister für 
Verkehr von diesem eine Antwort 
zugeht. Der Antrag gilt als geneh- 
migt, wenn der Deutschen Bundes- 
bahn nicht innerhalb eines Monats 
seit Eingang der Antwort gemäß 
Satz 1 eine abweichende Entschei- 


Beschlüsse 
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widersprechen, wenn wichtige 
Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland, eines Bundeslandes 
oder der Deutschen Bundesbahn 
gefährdet werden, insbesondere, 
wenn ein Beschluß den Grund- 
sätzen des § 4 widerspricht. In die- 
sem Falle hat der Verwaltungsrat 
binnen Monatsfrist, gerechnet von 
der Einlegung des Einspruchs, er- 
neut zu beraten. Hält der Verwal- 
tungsrat seinen Beschluß aufrecht, 
so hat die Bundesregierung binnen 
einer Frist von sechs Wochen, ge- 
rechnet von der Mitteilung des 
neuen Besdilusses an den Bundes- 
minister für Verkehr, zu entschei- 
den, nachdem sie zuvor den Prä- 
sidenten des Verwaltungsrates ge- 
hört hat. Ist die Entscheidung bin- 
nen sechs Wochen nicht getroffen, 
so ist der Beschluß des Verwal- 
tungsrates wirksam. 

§ 16 
Tarife 

(1) Ausführungsbestimmungen zur 
Eisenbahnverkehrsordnung, Ände- 
rungen der Regeltarife einschließ- 
lich der allgemeinen Tarifvorschrif- 
ten, der Gütereinteilung und der 
Nebengebühren sowie Einführung, 
Änderung und Aufhebung von 
internationalen Tarifen und von 
Ausnahmetarifen sowie aller son- 
stigen Tarifvergünstigungen be- 
dürfen der Genehmigung durch 
den Bundesminister für Verkehr. 
Im übrigen bleiben die Bestim- 
mungen des allgemeinen Preis- 
rechts unberührt. 

(2) Die Genehmigung gilt als er- 
teilt, wenn der Deutschen Bundes- 
bahn nicht innerhalb von drei 
Wochen seit Eingang ihres Antra- 
ges bei dem Bundesminister für 
Verkehr von diesem eine Äuße- 
rung zugeht. Die Genehmigung 
gilt ferner als erteilt, wenn der 
Deutschen Bundesbahn nidit inner- 
halb einer Frist von drei Monaten 
nach Eingang dieser Äußerung 
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von ihrem Antrag abweichende 
Entscheidung des Bundesministers 
für Verkehr zugeht. 

(3) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann bei Tarifmaßnahmen 
von geringerem öffentlichen Inter- 
esse auf seine Befugnis zur Geneh- 
migung verzichten. 

(4) Der Bundesministcr für Ver- 
kehr kann Änderungen von Ver- 
kehrstarifen der Deutschen Bundes- 
bahn verlangen, die er im öffent- 
lichen Verkehrsinteresse oder im 
Interesse der deutschen Volkswirt- 
schaft für notwendig erachtet. 

§ 17 

Fahrpläne 

(1) Die Deutsche Bundesbahn hat 
dem Bundesminister für Verkehr 
rechtzeitig die Entwürte der Jah- 
res- und Halbjahrespläne des 
Reiseverkehrs mitzuteilen. Die 
Entwürfe der Fahrpläne inter- 
nationaler Züge sind vor deren 
internationaler Beratung mitzu- 
teilen. 
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düng des Bundesministers für Ver- 
kehr zugeht. 

(3) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann auf die Ausübung seines 
Rechtes verzichten, Tarifmaßnah- 
men von geringerem öffentlichen 
Interesse zu genehmigen. 

(4) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann Änderungen der Tarife 
verlangen, die er im Interesse der 
deutsdien Volkswirtschaft für not- 
wendig eraclitet. 


§ 18 

Fahrpläne 

(1) Die Deutsche Bundesbahn hat 
der Bundesregierung rechtzeitig 
die Entwürfe der Jahres- und 
Halbjahresfahrpläne des Per- 
sonenverkehrs mitzuteilen. Die 
Entwürfe der Fahrpläne inter- 
nationaler Züge sind vor deren In- 
ternationaler Beratung mitzu- 
teilen. 


(2) Die Deutsche Bundesbahn soll (2) Die Deutsche Bundesbahn soll 
Änclerungsvorschläge des Bundes- die ihr gemachten Änderungsvor- 
ministers für Verkehr möglichst bc- schläge der Bundesregierung mög- 
rück sichtigen. liehst berücksichtigen. 


§ 18 

Verhandlungen 
mit auswärtigen Regierungen 

Die Deutsche Bundesbahn darf 
Verhandlungen mit auswärtigen 
Regierungen nur im i\uf trage und 
im Namen der Bundesregierung 
führen. Der Bundesregierung 
bleibt der Abschluß von Verein- 
barungen vorbei i alten. 


§ 19 

Verhandlungen 
mit auswärtigen Staaten 

Die Deutsche Bundesbahn darf 
Verhandlungen mit auswärtigen 
Staaten nur im Aufträge und im 
Namen der Bundesregierung füh- 
ren. Der Bundesregierung bleibt 
der Abschluß von Vereinbarungen 
Vorbehalten. 
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eine von ihrem Antrag abwei- 
chende Entscheidung des Bundes- 
ministers für Verkehr zugeht, 

(3) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann bei Tarif maßnahmen 
von geringerem öffentlichen Inter- 
esse auf seine Befugnis zur Geneh- 
migung verzichten. 

(4) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann Änderungen von Ver- 
kehrstarifen der Deutschen Bun- 
desbahn verlangen, die er im öf- 
fentlichen Verkehrsinteresse oder 
im Interesse der deutschen Volks- 
wirtschaft für notwendig erachtet. 
§ 26 Absatz 2 bleibt unberührt. 

§ 17 

Fahrpläne 

( 1 ) Die Deutsche Bundesbahn hat 
dem Bundesminister für Verkehr 
rechtzeitig die Entwürfe der Jah- 
res- und Halbjahresfahrpläne des 
Reiseverkehrs mitzuteilen. Die 
Entwürfe der Fahrpläne inter- 
nationaler Züge sind vor deren 
internationaler Beratung mitzu- 
teilen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn soll 
Änderungsvorschläge des Bundes- 
ministers für Verkehr mögllciist 
berücksiditigen. 

§ 18 

Verhandlungen 
mit auswärtigen Regierungen 

Die Deutsche Bundesbahn darf 
Verhandlungen mit auswärtigen 
Regierungen nur im Aufträge und 
im Namen der Bundesregierung 
führen. Der Bundesregierung 
oder in deren Auftrag dem Bun- 
desminister für Verkehr bleibt der 
Abschluß von Vereinbarungen 
Vorbehalten. 
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Fünfter Abschnitt 
Personalwesen 
§ 19 

Rechtsverhältnisse der 
Beamten, Angestellten und 
Arbeiter 

der Deutschen Bundesbahn 

(1) Die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Deutschen Bundes- 
bahn stehen im Dienst des Bundes. 
Die Bundesbahnbeamten sind un- 
mittelbare Bundesbeamte. 


(2) Das Direktorium ist oberster 
Dienstvorgesetzter. Die Mitglieder 
des Direktoriums sind Vorgesetzte 
aller Beamten, Angestellten und 
Arbeiter. 


(3) Das Direktorium ist oberste 
Dienstbehörde. Beamtenrechtliche 
Entscheidungen über Bundesbahn- 
beamte mit festen Gehältern und 
Gehältern der obersten Besoldungs- 
gruppe der Besoldungsordnungen 
ergehen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr nach 
Maßgabe der Verwaltungsordnung. 
Weitere Beschränkungen der Be- 
fugnisse des Direktoriums als 
oberster Dienstbehörde können 
durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung festgelegt werden. 


(4) Die Verwaltungsordnung be- 
stimmt die Dienstposten, deren 
Besetzung der Zustimmung des 
Bundesministers für Verkehr be- 
darf. 

(3) Absatz 3 .Satz 1 gilt auch für die 
ehemaligen Beamten 
a) der früheren Deutschen Staats- 
eisenbahnen und der früheren 
Reichseisenbahnen in Elsaß- 
Lothringen, 
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Vierter Abschnitt 
Personalwesen 
§ 20 

Rechts- und Dienstverhältnisse der 
Angehörigen 

der Deutschen Bundesbahn 

Die Angehörigen der Deutschen 
Bundesbahn stehen im Dienst des 
Bundes. Für sie gelten die bundes- 
rechtlichen Vorschriften. 
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Fünfter Abschnitt 
Personalwesen 
§ 19 

Rechtsverhältnisse der 
Beamten, Angestellten und 
Arbeiter 

Die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Deutschen Bundes- 
bahn stehen im Dienst des Bundes. 
Die Bundesbahnbeaniten sind un- 
mittelbare Bundesbeamte. 

§ 19 a 
Vorgesetzte 

(1) Oberster Dienstvorgesetzter 
der Vorstandsmitglieder ist der 
Bundesminister für Verkehr. Der 
Vorstand ist oberster Dienstvor- 
gesetzter aller übrigen Bundes- 
bahnbeamten. 

(2) Die Vorstandsmitglieder sind 
Vorgesetzte aller Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter. 

(3) Der Vorstand ist oberste 
Dienstbehörde. Beamtenrechtliche 
Entscheidungen über Bundesbahn- 
beamte mit festen Gehältern und 
Gehältern der obersten Besol- 
dungsgruppe der Besoldungsord- 
nungen ergehen im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für 
Verkehr nach Maßgabe der Ver- 
waltungsordnung, Weitere Be- 
schränkungen der Befugnisse des 
Vorstandes als oberster Dienstbe- 
hörde können im Benehmen mit 
dem Vorstand durch Rechtsver- 
ordnung der Bundesregierung 
festgelegt werden. 

(4) Die Verwaltungsordnung be- 
stimmt die Dienstposten, deren 
Besetzung der Zustimmung des 
Bundesministers für Verkehr be- 
darf, 

(5) Absatz 3 Satz 1 gilt auch für die 
ehemaligen Beamten 

a) der früheren Deutschen Staats- 
eisenbahnen und der früheren 
Reichseisenbahnen in Elsaß- 
Lothringen, 
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b) der Reichselsenbahnverwaltung 
aus der Zeit vom 1. April 1920 
bis 20. Februar 1924, 

c) des Unternehmens Deutsche 
Reichsbahn, 

d) der Deutschen Reichsbahn- 
gesellschaft, 

e) der Deutschen Reichsbahn aus 
der Zeit vom 10. Februar 1937 
bis 8. Mai 1945, 

f) der Deutschen Reichsbahn in 
der britischen und amerikani- 
schen Bcsatzungszone nach dem 
8. Mai 1945, 

g) der ehemaligen Reichseisenbahn 
im Bereich des französischen 
Besatzungsgebietes nach dem 
8. Mai 1945, 

h) der Betriebsvereinigung der 
Süd westdeutschen Eisenbahnen, 

die ihren Wohnsitz im Bundesge- 
biet befugt genommen haben, mit 
Ausnahme derjenigen, die Landes- 
beamte geblieben oder geworden 
sind. 

§ 20 

Vcjl w^eiiaung 

auf anderen Dienstposten 

Das Direktorium oder die von ihm 
bestimmten Dienststellen der Deut- 
schen Bundesbahn können einen 
Bimdesbahnbcamten vorüber- 
gehend auf einen anderen Dienst- 
posten von geringerer Bewertung 
unter Bclassung seiner Amtsbe- 
zeichnung und seiner Dienstbezüge 
verwenden, wenn betriebliche 
Gründe dies erfordern. 

S 21 

Dienstbezüge 

Der Bundesminister für Verkehr 
kann auf Vorschlag des Direkto- 
riums der Deutschen Bundesbahn 
im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen ergänzende 
Bestimmungen über die Besoldung 
und über die Reise- und Umzugs- 
kosten der Bundesbahnbeamten er- 
lassen, so eit die Eigenart des Be- 
triebes es erfordert. 


b) der Reichseisenbahnverwaltung 
aus der Zeit vom 1. April 1920 
bis 20. Februar 1924, 

c) des Unternehmens Deutsche 
Reichsbahn, 

d) der Deutschen Reichsbahn- 
gesellsdiaft, 

e) der Deutschen Reichsbahn aus 
der Zeit vom 10. Februar 1937 
bis 8. Mal 1945, 

f) der Deutschen Reichsbahn in 
der britischen und amerikani- 
schen Besatzungszone nach dem 
8. Mai 1945, 

g) der ehemaligen Reichselsenbahn 
im Bereich des französischen 
Besatzungsgebietes nach dem 
8. Mal 1945, 

h) der Betriebsvereinigung der 
Südwestdeutschen Eisenbahnen, 

die ihren Wohnsitz im Bundesge- 
biet befugt genommen haben, mit 
Ausnahme derjenigen, die Landes- 
beamte geblieben oder geworden 
sind. 

§ 20 

Verwendung 

auf anderen Dienstposten 

Der Vorstand oder die von ihm 
bestimmten Dienststellen der 
Deutschen Bundesbahn können 
einen Bundesbahnbeamten vor- 
übergehend auf einem anderen 
Dienstposteil von geringerer Be- 
wertung unter Belassung seiner 
Amtsbezeichnung und seiner 
Dienstbezüge verwenden, wenn 
betriebliche Gründe es erfordern. 

§21 

Dienstbezüge 

Der Bundesminister für Verkehr 
kann auf Vorschlag des Vorstandes 
der Deutschen Bundesbahn im 
Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen ergänzende 
Bestimmungen über die Besoldung 
und über die Reise- und Umzugs- 
kosten der Bundesbahnbeamten 
erlassen, soweit die Eigenart des 
Betriebes es erfordert. 
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Entwurf 

der B u n d c s r e p, i e r u n g 


Entwurf 
des Bundesrates 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 


§22 § 22 


Belohnungen und Vergütungen 

(1) Das Direktorium der Deutschen 
Bundesbahn kann mit Zustimmung 
des Bund es mini Sters für Verkehr, 
die im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen er- 
teilt wird, Richtlinien für die Ge- 
währung von Belohnungen ln be- 
sonderen Fällen und für besondere 
Leistungen erlassen. 

(2) Das Direktorium der Deutschen 
Bundesbahn kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Verkehr, 
die im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen er- 
teilt wird, Richtlinien darüber er- 
lassen, inwieweit für die Tätigkeit 
auf besonders schwierigen Dienst- 
posten des Außendienstes wider- 
rufliche Vergütungen gewährt wer- 
den. 


Belohnungen und Vergütungen 

(1) Der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Verkehr, 
die im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen er- 
teilt wird, Richtlinien für die Ge- 
währung von Belohnungen in be- 
sonderen Fällen und für besondere 
Leistungen erlassen. 

(2) Der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Verkehr, 
die im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen er- 
teilt wird, Richtlinien darüber er- 
lassen, inwieweit für die Tätigkeit 
auf besonders schwierigen Dienst- 
posten des Außendienstes wider- 
rufliche Vergütungen gewahrt 
werden. 


§ 23 

Dienstzeit 

In den Fällen, in denen für das 
Dienstverhältnis der im Dienst des 
Bundes stehenden Personen, ins- 
besondere für vermögensrechtliche 
Ansprüche, die Dienstzeit im 
Beamtenverhältnis oder die Zeit 
im öffentlichen Dienst maßgebend 
ist, gilt auch der entprechende 
Dienst bei der Deutschen 
Reichsbahngesellschaft und bei 
der Deutschen Reichsbahn vor 
und nach dem 8. Mai 1945 sowie 
bei den ehemaligen Reichseisen- 
bahnen im Bereich des französi- 
schen Besatzungsgebietes und bei 
der Betriebs Vereinigung der Süd- 
westdeutschen Eisenbahnen als 
Bundesdienst. Der Bundesminister 
für Verkehr kann im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen bestim- 
men, daß auch ein anderer außer- 
halb des Bundesgebietes auf 
Strecken der ehemaligen Deutschen 
Reichsbahn oder anderen Eisen- 


§23 

Dienstzeit 

In den Fällen, in denen für das 
Dienstverhältnis der im Dienst des 
Bundes stehenden Personen, ins- 
besondere für vermögensrechtliche 
Ansprüche, die Dienstzeit im 
Beamten Verhältnis oder die Zeit 
im öffentlichen Dienst maßgebend 
ist, gilt auch der entsprechende 
Dienst bei der Deutschen 
Reichsbahngesellschaft und bei 
der Deutschen Reichsbahn vor 
und nacli dem 8. Mai 1945 sowie 
bei der ehemaligen Rcichseisen 
bahn im Bereich des franzÖsi- 
sdien Besatzungsgebietes und bei 
der Betriebsvereinigung der Süd- 
westdeutsdien Eisenbahnen als 
Bundesdienst. Der Bundesminister 
für Verkehr kann im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen bestim- 
men, daß auch ein anderer außer- 
halb des Bundesgebietes auf 
Strecken der ehemaligen Deutschen 
Reichsbahn oder anderen Eisen- 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

Bahnstrecken abgeleisteter Dienst 
als Bundesdienst im Sinne dieser 
Vorschrift gilt. 


§ 24 

Gesetzliche Sozialeinriditungen 

(1) Die Deutsche Bundesbahn führt 
für ihren Bereich auf dem Gebiet 
der Kranken-, Unfall-, Invaliden- 
und Angestellten Versicherung so- 
wie der Zusatzversicherung und 
des Arbeitsschutzes die Aufgaben 
der früheren Deutschen Reichsbahn 
weiter. 

(2) Die nach § 1360 der Reichsver- 
sicherungsordnung bestehende 
Sonderanstalt der früheren Deut- 
schen Reichsbahn wird als Son- 
dcranstalt der Deutschen Bundes- 
bahn geführt. 

§ 25 

Betriebliche Sozialeinrichtungen 
Selbsthilfeeinrichtungen 

Die betrieblichen Sozialeinrichtun- 
gen und die anerkannten Selbst- 
hilfeeinrichtungen werden auf- 
rechterhalten und nach den bis- 
herigen Grundsätzen weiterge- 
führt. Hierfür werden im Wirt- 
schaftsplan angemessene Beträge 
bereitgestellt. Soweit gleichartige 
Einrlditungen der allgemeinen 
Bundesverwaltung durch Zuwei- 
sung von Bundcsmitteln unterstützt 
werden, sollen bei der Bundesbahn 
dieselben Grundsätze angewendet 
werden. 


Entwurf 
des Bundesrates 


§ 21 

Zusammenarbeit zwischen 
Leitung und Angehörigen 
der Deutschen Bundesbahn 

Durch Vereinbarung zwischen der 
Leitung der Deutschen Bundes- 
bahn und den Gewerkschaften 
wird die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Leitung und den Ange- 
hörigen der Deutschen Bundes- 
bahn nach einheitlichen Grund- 
sätzen sichergestellt. 

§ 22 

Gesetzliche Sozialeinrichtungen 

(1) Die Deutsche Bundesbahn führt 
für ihren Bereich auf dem Gebiet 
der Kranken-, Unfall-, Invaliden- 
undAngestelltenversicherungen so- 
wie der Zusatzversicherungen und 
des Arbeitsschutzes die Aufgaben 
der früheren Deutschen Reichs- 
bahn weiter. 

(2) Die nach § 1360 der Reichsver- 
sicherungsordnung bestehenden 
Sonderanstalten der früheren 
Deutschen Reichsbahn werden als 
Sonderanstalten der Deutschen 
Bundesbahn geführt. 

§ 23 

Betriebliche Sozialeinrichtungen 
Selbsthilfeeinrichtungen 

Die betrieblichen Sozialeinrichtun- 
gen und die anerkannten Selbst- 
hilfeeinrichtungen werden auf- 
rechterhalten und nach den bis- 
herigen Grundsätzen weiterge- 
führt. Hierfür werden im Wirt- 
schaftsplan angemessene Beträge 
bereitgestellt. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

Bahnstrecken abgeleisteter Dienst 
als Bundesdienst im Sinne dieser 
Vorschrift gilt. 

§ 23 a 

Zusammenarbeit zwischen der 
Verwaltung und den Angehörigen 
der Deutschen Bundesbahn 

Durch Vereinbarung zwischen 
dem Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn und den Gewerkschaften 
wird die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Verwaltung und den 
Angehörigen der Deutschen Bun- 
desbahn nach einheitlichen Grund- 
sätzen sichergestellt. 

§24 

Gesetzliche Sozialeinrichtungen 

(1) Die Deutsche Bundesbahn führt 
für ihren Bereich auf dem Gebiet 
der Kranken-, Unfall-, Invaliden- 
und Angestelltenversicherung so- 
wie der Zusatzversicherung und 
des Arbeitsschutzes die Aufgaben 
der früheren Deutschen Reichs- 
bahn weiter. 

(2) Die nach § 1360 der Reichsver- 
sicherungsordnung bestehende 
Sonderanstalt der früheren Deut- 
schen Reichsbahn wird als Son- 
deranstalt der Deutschen Bundes- 
bahn geführt. 

§25 

Betriebliche Sozialeinrichtungen 
Selbsthilfeeinrichtungen 

Die betrieblichen Sozialeinrichtun- 
gen und die anerkannten Selbst- 
hilfeeinrichtungen werden auf- 
rechterhalten und nach den bis- 
herigen Grundsätzen weiterge- 
führt. Hierfür werden Im Wirt- 
schaftsplan angemessene Beträge 
bereitgestellt. Soweit gleichartige 
Einrichtungen der allgemeinen 
Bundesverwaltung durch Zuwei- 
sung von Bundesmitteln unter- 
stützt werden, sollen bei der 
Deutschen Bundesbahn dieselben 
Grundsätze angewendet werden. 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

Sechster Absdinitt 

Wirtsdiaftsführung 
§ 26 

Gesdiäf tsf ührung 

(1) Die Dcutsdic Bundesbahn hat 
ihre Wirtschaft so zu führen, daß 
sie die zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben und Verpflichtungen not- 
wendigen Aufwendungen selbst 
bestreiten kann. 

(2) Soweit der Deutschen Bundes- 
bahn die Durchführung oder 
Unterlassung tarif arischer Maß- 
nahmen auferlegt wird, die es ihr 
nach ihrer Auffassung unmöglich 
machen, ihren Verpflichtungen nach 
Absatz 1 und § 4 nachzukommen, 
hat sie das Recht des Einspruchs. 
Über den Einspruch entscheidet 
die Bundesregierung endgültig auf 
Grund eines Vorschlags des Buri- 
desministers für Verkehr, der im 
Einvernehinen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen erfolgt. 


Entwurf 
des Bundesrates 

Fünfter Abschnitt 
Wirtschaftsführung 
§ 24 

G eschäf t sf ührung 

(1) Die Dcutsdie Bundesbahn hat 
ihre Wirtschaft so'zu führen, daß 
sie die zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben und Verpfliditungen not- 
wendigen Aufwendungen selbst 
bestreiten kann. 

(2) Soweit der Deutschen Bundes- 
bahn die Durchführung oder Un- 
terlassung tarifarischer oder ande- 
rer Maßnahmen auferlegt ist oder 
wird, die es ihr nach ihrer Auf- 
fassung unmöglich machen, ihrer 
Verpflichtung nadi Absatz 1 und 
§ 4 nachzu kommen, kann die 
Deutsdie Bundesbahn einen be- 
gründeten Antrag auf Sdiadlos- 
haltung an den Bundesminister für 
Verkehr stellen. Über den Antrag 
entscheidet die Bundesregierung. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

Sechster Absdinitt 

Wirtschaftsführung 
§ 26 

Geschäftsführung 

( 1 ) Die Deutsche Bundesbahn hat 
ihre Wirtschaft so zu führen, daß 
sic die zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben und Verpflichtungen not- 
wendigen Aufwendungen selbst 
bestreiten kann. 

(2) Die Durchführung oder Un- 
terlassung tariflidier Maßnahmen 
darf der Deutschen Bundesbahn 
nur insoweit auferlegt werden, 
.fls sie für sie unter Berücksichti- 
gung ihrer Pflichten gemäß Ab- 
satz I und § 4 zumutbar ist. 
Gegen Auflagen, die darüber hin- 
ausgehen, kann die Deutsche Bun- 
desbahn Einspruch erheben. Über 
den Einspruch entscheidet die 
Bundesregierung. Der Einsprudi 
hat aufschiebende Wirkung, es sei 
denn, daß die Bundesregierung 
die Vollziehung der Auflage an- 
ordnet. 

(3) Wenn die Bundesregierung den 
Einspruch gegen die Auflage der 
Durdiführung einer tariflichen 
Maßnahme zurückweist, so ist die 
Mehrbelastung, die der Deutschen 
Bundesbahn hierdurch entsteht, 
auf den Bundeshaushalt zu über- 
nehmen. 

(4) Eine Übernahme auf den Bun- 
deshaushalt unterbleibt, wenn die 
im Laufe eines Wirtschaftsjahres 
gcmachcen Auflagen in ihrer Ge- 
samtheit den Wirtschaftsplan nur 
unwesentlich beeinflussen. 

(5) Die Übernahme unterbleibt 
audi, wenn die Mehrbelastung 
aus einem Überschuß des Jahres- 
absdilusscs gedeckt werden kann. 
Der Erstattungsbetrag darf den 
ausgewiesenen Fehlbetrag nicht 
übersteigen. 

(6) über die Höhe des zu über- 
nehmenden Betrages entscheidet 
die Bundesregierung unter Berück- 
sichtigung aller Umstände end- 
gültig. 


23 



Entwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf 
des Bundesrates 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 


§ 27 

Rechnungsführung 

Die Rechnung der Deutschen Bun- 
desbahn ist nach betriebswirtschaft- 
lichen Grundsätzen so zu führen, 
daß die Finanzlage jederzeit mit 
Sicherheit festgestellt werden kann. 


S 25 

Rechnungsführung 

Die Rechnung der Deutschen Bun- 
desbahn ist nach kaufmännischen 
Grundsätzen so zu führen, daß die 
Finanzlage jederzeit mit Sicherheit 
festgestellt werden kann. 


§ 27 

Rechnungsführung 

Die Rechnung der Deutsdien Bun- 
desbahn ist nadi betriebswirtschaft- 
lichen Grundsätzen so zu führen, 
daß die Finanzlage jederzeit mit 
Sicherheit festgestellt werden kann. 


§ 28 

Geschäftsjahr 

Wirtschaftsplan 

(1) Das Geschäftsjahr der Deut- 
schen Bundesbahn ist das Kalender- 
jahr. 

(2) Das Direktorium stellt für 
jedes Gcschäftsjähr rechtzeitig vor 
dessen Beginn einen Wirtschafts- 
plan nebst Stellenplan auf, über 
den der Verwaltungsrat beschließt. 
Die Bundesregierung kann Vor- 
schriften über die Gliederung des 
Wirtschaftsplanes erlassen. In dem 
Wirtschaftsplan sind die wirt- 
schaftlichen Ergebnisse des Kraft- 
verkehrs und der größeren gewerb- 
lichen Nebenbetriebe gesondert 
darzustellen. 

(3) Der Wirtschaftsplan nebst 
Stellenplan bedarf der Genehmi- 
gung durch den Bundesminister für 
Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen. Das 
gleiche gilt für wesentliche Ände- 
rungen während des Geschäfts- 
jahres. 

(4) Der Wirtschaftsplan nebst 
Stellenplan ist vor seinem Vollzug 
durch die Bundesregierung dem 
Bundestag und dem Bundesrat 
zur Kenntnis zu bringen. 

§ 29 

Kreditaufnahme 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist 
berechtigt, selbständig Kredite auf- 
zunehmen. Die Aufnahme von 
Krediten erfolgt durch Ausgabe 
von Schuldverschreibungen oder 


§ 26 

Geschäftsjahr 

Wirtschaftsplan 

(1) Das Geschäftsjahr der Deut- 
schen Bundesbahn ist das Kalender- 
jahr. 

(2) Für jedes Geschäftsjahr ist 
rechtzeitig vor seinem Beginn ein 
Wirtschaftsplan nebst Stellenplan 
aufzustellen. 


S 27 

Kreditaufnahme 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist 
bereditigt, selbständig Kredite auf- 
zunehmen. Die Aufnahme von 
Krediten erfolgt insbesondere 
durch Ausgabe von Sdiuldver- 


§ 28 

Geschäftsjahr 

Wirtschaftsplan 

(1) Das Geschäftsjahr der Deut- 
schen Bundesbahn ist das Kalender- 
jahr. 

(2) Der Vorstand stellt für 
jedes Gesdiäftsjahr rechtzeitig vor 
dessen Beginn einen Wirtschafts- 
plan nebst Stellenplan auf, über 
den der Verwaltungsrat beschließt. 
Die Bundesregierung kann Vor- 
schriften über die Gliederung des 
Wirtschaftsplanes erlassen. In dem 
Wirtschaftsplan sind die wirt- 
schaftlichen Ergebnisse des Kraft- 
verkehrs und der größeren gewerb- 
lichen Nebenbetriebe sowie die Er- 
gebnisse der Beteiligungen geson- 
dert darzustellen. 

(3) Der Wirtschaftsplan nebst 
Stellenplan bedarf der Genehmi- 
gung durch den Bundesminister 
für Verkehr im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen. Das gleiche gilt für wesent- 
liche Änderungen während des 
Geschäftsjahres. 

(4) Der Wirtschaftsplan nebst 
Stellenplan ist vor seinem Vollzug 
durch die Bundesregierung dem 
Bundestag und dem Bundesrat zur 
Kenntnis zu bringen. 

S 29 

Kreditaufnahme 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist 
bereditigt, selbständig Kredite auf- 
zunehmen. Die Aufnahme von 
Krediten erfolgt durch Ausgabe 
von Schuldverschreibungen oder 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

Schatzanweisungen, durch Ein- 
gehen von Wcchsclvcrbindlichkci- 
ten oder durch Aufnahme von Dar- 
lehen gegen Schuldschein. Die 
Schuldurkunden der Deutschen 
Bundesbahn stehen den Scliuld- 
urkunden des Bundes gleich; § 3 
Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt. 
Die Verwaltung der Schulden der 
Deutschen Bundesbahn kann der 
Bundesschulden Verwaltung über- 
tragen werden. 

(2) Schuldverschreibungen und ver- 
zinsliche Schatzanweisungen der 
Deutschen Bundesbahn dürfen nur 
mit Zustimmung der Bundesregie- 
rung ausgegeben werden. 


(3) Das Eingehen von Wechselvcr- 
[)indhchkejtteu, die Aufnahme von 
Darlehen gegen Schuldschein, die 
Begebung von unverzinslichen 
Schatzanweisungen und die Be- 
stellung von Sicherheiten und 
Bürgschaften bedürfen der Ge- 
nehmigung des Bundesministers 
für Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen, 
sow^cit es sich um Vorgänge han- 
delt, die nach Umfang und Bedeu- 
tung den üblichen Rahmen der 
Wirtschaftsführung der Deutschen 
Bundesbahn übersteigen. 

(4) Die allgemeinen Grundsätze 
für die Anlegung der flüssigen 
Mittel der Deutschen Bundesbahn 
bestimmt der Bundesminister für 
Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundcsmlnlster der Finanzen 
auf Vorschlag des Vcrwaltungs- 
rates. 

§ 30 

Jahresabschluß 

(l) Das Direktorium der Deutschen 
Bundesbahn stellt für jedes Ge- 
schäftsjahr eine Bilanz und eine Ge- 
winn- und Vcrlustrechnung auf 


Entwurf 
des Bundesrates 

Schreibungen oder Schatzanwei- 
sungen, durch Eingehen von Wech- 
sclverbindlichkeiten oder durch 
Aufnahme von Darlehen. 


(2) Sdiuldvcrsdirelbtmgen oder 
Schatzanweisungen dürfen nur mit 
Zustimmung der Bundesregierung 
ausgegeben werden. Sie stehen den 
Sdiuldversdirelbungen undSdiatz- 
anweisungen des Bundes gleich. 
Ihre Verwaltung kann der Schul- 
denverwaltung des Bundes über- 
tragen werden. 

(3) Die Grundsätze über die Auf- 
nahme von Krediten bestimmt auf 
Vorschlag des Verwaltungsrates 
die Bundesregierung. 


§ 28 

Jahresabschluß 

(1) Über jedes Geschäftsjahr stellt 
die Deutsdie Bundesbahn eine Bi- 
lanz- und eine Gewinn- und Ver- 
lustrechnung auf. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

Schatzanweisungen, durdi Ein- 
gehen von Wechselverbindlichkcl- 
ten oder durcli Aufnahme von 
Darlehen gegen Schuldschein. Die 
Schuldurkunden der Deutschen 
Bundesbahn stehen den Schuld- 
urkunden des Bundes gleidi; § 3 
Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt., 
Die Verwaltung der Schulden der 
Deutschen Bundesbahn kann der 
Bundessdiulden Verwaltung über- 
tragen werden. 

(2) Schuldverschreibungen und ver- 
zinsliche Schatzanweisungen der 
Deutschen Bundesbahn dürfen nur 
mit Zustimmung der Bundesregie- 
rung ausgegeben werden. 


(3) Das Eingehen von Wechsel Ver- 
bindlichkeiten, die Aufnahme von 
Darlehen gegen Schuldschein, die 
Begebung von unverzinslichen 
Sdiatzan Weisungen und die Be- 
stellung von Sidicrheitcn und 
Bürgsdiaftcn bedürfen der Ge- 
nehmigung des Bundesministers 
für Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen, 
soweit es sich um Vorgänge han- 
delt, die nach Umfang und Bedeu- 
tung den übliclien . Rahmen der 
Wirtschaftsführung der Dcutsdien 
Bundesbahn übersteigen. 

(4) Die allgemeinen Grundsätze 
für die Anlegung der flüssigen 
Mittel der Dcutsdien Bundesbahn 
bestimmt der Bundesminister für 
Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen 
auf Vorschlag des Verwaltungs- 
rates. 

§ 30 

Jahresabschluß 

(1) Der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn stellt für jedes Ge- 
schäftsjahr eine Bilanz und eine Ge- 
winn- und Vcrlustrechnung auf 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

(Jahresabschluß). Die Vorschriften 
des Handelsrechts gelten nicht für 
die Aufstellung des Jahresabschlus- 
ses der Deutschen Bundesbahn. 

(2) Der Jahresabschluß ist so zu 
gestalten, daß sich die Vermögens- 
lage, insbesondere die Forderungen 
und Verbindlichkeiten, die Auf- 
wendungen für Anlagczuwachs 
sowie die Betricbscrgebnissc zuver- 
lässig und vollständig erkennen 
lassen. Die Betriebsrechnung ist 
so zu gliedern, daß sie die Betriebs- 
erträgnisse und je für sich die Auf- 
wendungen ausweist, die für die 
Betriebsführung, für die Unterhal- 
tung und für die Erneuerung der 
Bahnanlagen sowie der Fahrzeuge 
entstanden sind. In der Gewinn- 
und Verlustrcchnung, in die das 
Ergebnis der Betriebsrechnung 
übernommen wird, sind die Erträge 
und Aufwendungen an Zinsen be- 
sonders auszuweisen. Die Bundes- 
regierung kann Vorschriften über 
die Gliederung des Jahresab- 
schlusses erlassen. 

(5) Mit dem Jahresabschluß ist ein 
Geschäftsbericht aufzustcllcn. Dar- 
in sind die wirtschaftlichen Er- 
gebnisse des Kraftverkehrs und der 
größeren gewerblichen Nebenbe- 
triebe gesondert darzustellen. 


(4) Der Bundesmlnlstcr für Ver- 
kehr kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen 
vor Prüfung durch das Hauptprü- 
fungsamt der Deutschen Bundes- 
bahn nach Absatz 5 einen Prü- 
fungsberidit über den Jahresab- 
schluß durch öffentlich bestellte 
Wirtschaftsprüfer oder Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften einholcn.Dle 
Kosten trägt die Deutsche Bundes- 
bahn. 

(5) Das Hauptprüfungsamt der 
Deutschen Bundesbahn prüft den 
Jahresabschluß und legt seinen Prü- 
fungsbericht dem Direktorium, dem 
Verwaltungsrat, dem Bundesmlni- 
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(2) Dieser Jahresabschluß ist so zu 
gestalten, daß sich die Vermögens- 
lage, insbesondere die Forderungen 
und Verbindlichkeiten, die Auf- 
wendungen für Anlagezuwachs so- 
wie die Betriebsergebnisse zuver- 
lässig und vollständig erkennen 
lassen. Die Betricbsredinung ist so 
zu gliedern, daß sie die Betriebs- 
erträgnisse und je für sich die Auf- 
wendungen ausweist, die für die 
Betriebsführung, für die Unterhal- 
tung und für die Erneuerung der 
Bahnanlagen sowie der Fahrzeuge 
enstanden sind. In der Gewinn- 
und Verlustrechnung, in die das 
Ergebnis der Betriebsrechnung 
übernommen wird, sind die Er- 
träge aus Beteiligungen, die außer- 
ordentliclien Erträge sowie die 
Erträge und Aufwendungen an 
Zinsen besonders auszuweisen. 

(3) Mit dem Jahresabschluß ist ein 
Geschäftsbericht aufzustellen. Dar- 
in sind die wirtschaftlichen Ergeb- 
nisse des Kraftverkehrs und der 
größeren gewerblichen Neben- 
betriebe gesondert darzustellen. 


(4) Das Hauptprüfungsamt der 
Deutschen Bundesbahn prüft den 
Jah resabschluß und legt seinen 
Prüfungsbericht dem Vorstand, 
dem Verwaltungsrat und der 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

(Jahresabschluß). Die Vorschriften 
des Flandelsrechts gelten nicht für 
die Aufstellung des Jahresabschlus- 
ses der Deutschen Bundesbahn. 

(2) Der Jahresabschluß ist so zu 
gestalten, da.ß sich die Vermögens- 
lage, insbesondere die Forderungen 
und Verbindlichkeiten, die Auf- 
wendungen für Anlagezuwachs 
sowie die Betricbscrgebnissc zuver- 
lässig und vollständig erkennen 
lassen. Die Betriebsrechnung ist 
so zu gliedern, daß sic die Betriebs- 
erträgnisse und je für sich die Auf- 
wendungen ausweist, die für die 
Betriebsführung, für die Unterhal- 
tung und für die Fhmeuerung der 
Bahnanlagen sowie der Fahrzeuge 
entstanden sind. In der Gewlnn- 
und Verlustrcchnung, in die das 
Fürgebnis der Betriebsrechnung 
übernommen wird, sind die FVtragc 
und Aufwendungen an Zinsen be- 
sonders auszti weisen. Die Bundes- 
regierung kann Vorschriften über 
die Gliederung des Jahresab- 
schlusses erlassen. 

(3) Alit dem Jahresabschluß ist ein 
Geschäftsbericht aufzustellcn. Dar- 
in sind die wirtschaftlichen Er- 
gebnisse des Kraftverkehrs und der 
größeren gewerblichen Nebenbe- 
triebe sowie Art, Umfang und Er- 
gebnisse der Beteiligungen geson- 
dert darzustellen. 

(4) Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen 
vor Prüfung durdi das Hauptprü- 
fungsamt der Deutschen Bundes- 
bahn nach Absatz 5 einen Prü- 
fungsbericht über den Jahresab- 
schluß durch öffentlich bestellte 
Wirtschaftsprüfer oder Wirt- 
s cha ft s p r ü f u n gsgesell sch a f t en e in - 
holen. Die Kosten tragt die Deut- 
sche Bundesbahn. 

(5) Das Hauptprüfungsamt . der 
Deutschen Bundesbahn prüft den 
Jahresabschluß und legt seinen Prü- 
fungsbericht dem Vorstand, dem 
Verwaltungsrat, dem Bundesmini- 
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Ster für Verkehr und dem Bundes- 
rechnungshof vor. Der Bundesrech- 
nungshof erstattet im Rahmen sei- 
ner Prüfung der Haushalts- und 
Wirtschaftsfülirung der Deutschen 
Bundesbahn über den Jahresab- 
schluß einen Bericht an den Bimdes- 
minister für Verkehr und an den 
Bundesministcr der Finanzen. Diese 
legen ihn mit dem Jahresabschluß 
der Deutschen Bundesbahn und 
dem Bericht des Flauptprüfungs- 
amtes der Bundesregierung vor, die 
über die Entlastung des Vcrwal- 
tungsrates und des Direktoriums 
Beschluß faßt. 

(6) Der Jahresabschluß ist durch 
die Bundesregierung dem Bundes- 
tag und dem Bundesrat vor seiner 
Veröffentlichung zur Kenntnis zu 
geben. 

(7) Der Jahresabschluß ist vom Di- 
rektorium zu veröffentlichen; dies 
soll innerhalb von seclis Monaten 
nach Ablauf des Geschäftsjahres 
geschehen. 

§ 31 

Abgabe für das Betriebsrecht 

Die Deutsche Bundesbahn leistet 
für jedes Geschäftsjahr an die Bun- 
deskasse für die Ausübung des Be- 
triebsrechtes eine Abgabe in Höhe 
von 50 Millionen Deutsche Mark. 
Die Abgabe Ist in der Betriebsrech- 
nung zu verrechnen. 

§ 32 

Gewinn und Verlust 

(1) Der nach Erfüllung des Dienstes 
der Kredite und nach den notwen- 
digen Rückstellungen in der Ge- 
winn- und Vcrlustrechnung ver- 
bleibende Überschuß Ist wie folgt 
zu verwenden: 

1. Es Ist eine allgemeine Rücklage 
(Ausgleichs rück läge) bis zum 
Höchstbetrag von 800 Millio- 
nen Deutsche Mark zu schaffen. 
Der Rücklage sind jährlidi 
2 vom Hundert der Erträge 
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Bundesregierung vor. Diese führt 
eine Begutachtung des Jahres- 
absdilusses durch den Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes herbei. 


(5) Der Jahresabschluß Ist dem 
Bundestag und dem Bundesrat vor 
seiner Veröffentlichung zur Kennt- 
nis zu geben. 

(6) Der Jahresabschluß ist vom 
Vorstand zu veröffentlichen. Dies 
soll innerhalb von sechs Monaten 
nada Ablauf des Geschäftsjahres 
geschehen. 


§ 29 

Gewinn und Verlust 

(1) Der nach Erfüllung des Dienstes 
der Kredite und nach den notwen- 
digen Rückstellungen in der Ge- 
winn- und Verlustrechnung ver- 
bleibende Übersdiuß ist wie folgt 
zu verwenden; 

1. Es ist eine allgemeine Rücklage 
(Ausgleichsrücklage) bis zum 
Höchstbetrag von 800 Millio- 
nen Deutsche Mark zu schaffen. 
Der Rücklage sind jährlich 
2 vom Hundert der Erträge 
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Ster für Verkehr und dem Bundes- 
rechnungshof vor. Der Bundesrech- 
nungshof erstattet im Rahmen sei- 
ner Prüfung der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Deutschen 
Bundesbahn über den Jahresab- 
schluß einen Bericht an den Biindcs- 
minister für Verkehr und an den 
Bundesminister derFinanzen. Diese 
legen ihn mit dem Jahresabschluß 
der Deutsdien Bundesbahn und 
dem Bericlit des Hauptprüfungs- 
amtes der Bundesregierung vor, die 
über die Entlastung des VerwaF 
tungsrates und des Vorstandes 
Beschluß faßt. 

(6) Der JahreSvibschluß ist durch 
die Bundesregierung dem Bundes- 
tag und dem Bundesrat vor seiner 
Veröffentlichung zur Kenntnis zu 
geben. 

(7) Der Jahresabschluß ist vom 
Vorstand zu veröf fein liehen; dies 
soll innerhalb von sechs Monaten 
nach Ablauf des Geschäftsjahres 
geschehen. 

§ 31 
entfällt 


§ 32 

Gewinn und Verlust 

(1) Ergibt der Jahresabschluß einen 
Überschuß, so ist dieser wie folgt 
zu verwenden: 


1. Es ist eine allgemeine Rücklage 
(Ausgleichsrücklage) bis zum 
Hödistbetrag von 800 Millio- 
nen DeutsdieMark zu schaffen. 
Der Rücklage sind jährlich 
10 vom Hundert des Über- 
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der Betriebsrechnung zu über- 
weisen. In früheren Geschäfts- 
jahren etwa unterbliebene 
Zuweisungen an die Rücklage 
sollen in Höhe von jährlich 
1 vom Hundert der Betriebs- 
rechnung nachgeholt werden. 

2. Für bestimmte Zwecke können 
außerdem Sonderrücklagen ge- 
bildet werden. 


3. Uber die Verwendung des 
danach und nach Abzug der 
Abgabe gemäß § 31 verblei- 
benden Überschusses beschließt 
die Bundesregierung nach An- 
hörung des Verwaltungsrates 
der Deutschen Bundesbahn auf 
Vorschlag des Bundesministers 
für Verkehr und des Bundes- 
ministers der Finanzen. Die 
Deutsche Bundesbahn hat über 
die Abgabe nach § 31 hinaus 
eine weitere Abgabe an die all- 
gemeine Bundeskasse der Bun- 
desrepublik Deutschland nur 
aus dem nach Bedienung der 
Ausgleichsrücklage und etwaiger 
Sonderrücklagen verbleibenden 
Überschuß und nur auf Grund 
eines besonderen Beschlusses 
der Bundesregierung zu leisten. 
Die Bundesregierung kann be- 
stimmen, daß Zuweisungen an 
die Rücklagen nach Ziffer 1 und 
2 unterbleiben, wenn die Fi- 
nanzlage des Bundes dies er- 
fordert. 

(2) Uber die Deckung oder über den 
Vortrag eines Fehlbetrages auf 
neue Rechnung beschließt die Bun- 
desregierung auf Vorschlag des 
Bundesministers für Verkehr und 
des Bundesministers der Finanzen 
nach Anhörung des Verwaltungs- 
rates der Deutschen Bundesbahn. 
Der Beschluß soll in der Regel 
Innerhalb von sechs Monaten nach 
Ablauf des Geschäftsjahres und 
vor der Veröffentlichung des Jah- 
resabschlusses erfolgen. 
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der Betriebsrechnung zu über- 
weisen. In früheren Geschäfts- 
jahren etwa unterbliebene 
Zuweisungen an die Rücklage 
sollen in Höhe von jährlich 
1 vom Hundert der Betriebs- 
rechnung nachgeholt werden. 

2. Für bestimmte Zwecke können 
außerdem Sonderrücklagen ge- 
bildet werden. 


3. Über die Verwendung des 
danach verbleibenden Über- 
schusses beschließt der Ver- 
waltungsrat. 


(2) Ergibt die Jahresrechnung 
einen Fehlbetrag, so ist seine Dek- 
kung im nächsten Bundeshaushalt 
endgültig zu regeln. Der Vortrag 
des Fehlbetrages auf neue Rech- 
nung ist ausgeschlossen. Wird der 
Fehlbetrag durch die Aufnahme 
von Krediten ausgeglidien, so dür- 
fen daraus keine Belastungen für 
die Deutsche Bundesbahn ent- 
stehen. 
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Schusses zu überweisen. In frü- 
heren Gesdiäftsjahren etwa 
unterbliebene Zuweisungen an 
die Rücklage sollen in Höhe 
von jährlich 5 vom Hundert 
des Überschusses nachgeholt 
werden. 

2, Zur betriebstechnischen Ent- 
wicklung und Vervollkomm- 
nung der Deutschen Bundes- 
bahn können Sonderrücklagcn 
gcbiklet werden. 

3. Über die Verwendung des 
danach verbleibenden Über- 
schusses beschließt die Bundes- 
regierung nach Anhörung des 
Verwaltungsrates der Deut- 
schen Bundesbahn auf Vor- 
schlag des Bundesministers für 
Verkehr und des Bundcsminl- 
sters der Finanzen. 


(2) Über die Deckung oder über 
den Vortrag eines Fehlbetrages 
auf neue Rechnung beschließt die 
Bundesregierung auf Vorschlag 
des Bundesministers für Verkehr 
und des Bundesministers der Fi- 
nanzen nach Anhörung des Ver- 
waltungsrates der Deutschen Bun- 
desbahn. Der Beschluß der Bun- 
desregierung soll in der Regel 
innerhalb von sechs Monaten nach 
Ablauf des Geschäftsjahres und 
vor der Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses erfolgen. 
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§ 33 

Wirtschafts- 
und Rechnungsprüfung 

(1) Die Wirtschafts- und Rech- 
nungsführung der Deutschen Bun- 
desbahn wird durch das Haupt- 
prüftingsamt und durch die ört- 
lichen Prüfungsämter geprüft. Der 
Haushaltsplan des Hauptprüfungs- 
amtes wird nach Feststellung durch 
den Bundesminister für Verkehr 
dem Wirtschaftsplan der Deutschen 
Bundesbahn cingcfügt. 

(2) Der Prüfungsdienst ist in seiner 
Prüflingstätigkeit unabhängig und 
insoweit weder an Weisungen der 
Bundesregierung oder eines einzel- 
nen Bundesministers, noch an sol- 
che des Verwaltungsrates oder des 
Direktoriums gebunden. Der Leiter 
des Hauptprüfungsamtes wird auf 
Vorschhig des Bundesministers für 
Verkehr, der im Einvernehmen 
mit dem Präsidenten des Bimdcs- 
rcchnungshofes erfolgt, durch den 
Bundespräsidenten ernannt. Das 
gleiche gilt für seine Abberufung 
aus dem Prüfungsdienst. 

(3) Die Mitglieder des Hauptprü- 
fungsamtes werden auf Vorschlag 
des Leiters des Efauptprüfungs- 
amtes von dem Bundesminister für 
Verkehr bestellt und abberufen. 
Die Prüfungsbeamten des Haupt- 
prüfungsamtes bestellt der Leiter 
des Hauptprüfungsamtes. Das 
gleiche gilt für ihre Abberufung aus 
dem Prüfungsdienst. Die Personal- 
angelegenhelten des Leiters des 
Elauptprüfungsamtcs werden von 
dem Bundesminister für Verkehr 
bearbeitet. Die Personalangelcgcn- 
helten der Mitglieder und der Prü- 
fungsbeamten des Hauptprüfungs- 
amtes bearbeitet der Leiter des 
Hauptprüfungsamtes. 


(4) Die Leiter und Prüfungsbeam- 
ten der örtlichen Prüfungsämter 
werden im Benehmen mit dem Di- 
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§ 30 

Wirtschafts- 
und Rechnungsprüfung 

(1) Die Wirtschafts- und Rech- 
nungsführung der Deutschen Bun- 
desbahn wird durch ein Haupt- 
prüfungsamt und durch örtliche 
Prüfungsämter bei der Deutschen 
Bundesbahn geprüft. Der Haus- 
haltsplan des Hauptprüfungsamtes 
wird nach Feststellung durch den 
Verwaltungsrat dem Wirtschafts- 
plan der Deutsdien Bundesbahn 
eingegliedert. 

(2) Der Prüfungsdienst ist in seiner 
Prüfungstätigkeit unabhängig und 
insoweit weder an Weisungen der 
Bundesregierung noch an solche 
des Verwaltungsrates oder des 
Vorstandes gebunden. Der Leiter 
des Hauptprüfungsamtes wird auf 
Vorsdilag des Verwaltungsrates 
und des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes durdi Beschluß der 
Bundesregierung bestellt. Das glel- 
die gilt für seine Zurückziehung 
aus dem Prüfungsdienst. 


(3) Die Mitglieder des Hauptprü- 
fimgsamtcs werden auf Vorschlag 
des Verwaltungsratcs von dem 
Bundesminister für Verkehr be- 
stellt und zurückgezogen. Die Prü- 
fungsbeamten des Hauptprüfungs- 
amtes bestellt der Leiter des 
Hauptprüfungsamtes nach An- 
hörung des Verwaltungsrates. Das 
gleiche gilt für ihre Zurückziehung 
aus dem Prüfungsdienst. Die per- 
sönlichen Angelegenheiten des Lei- 
ters des Hauptprüfungsamtes wer- 
den von dem Bundesminister für 
Verkehr bearbeitet. Die persön- 
lichen Angelegenheiten der Mit- 
glieder und der Prüfungsbeamten 
des Hauptprüfungsamtes bearbei- 
tet der Leiter des Hauptprüfungs- 
amtes. 

(4) Die Leiter und Prüfungsbeam- 
ten der Prüfungsämter werden im 
Einvernehmen mit dem Vorstand 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

§ 33 

Wirtsdiafts- 
und Rechnungsprüfung 

(1) Die Wirtsdiafts- und Rech- 
nungsführung der Deutsdien Bun- 
desbahn wird durch das Haupt- 
prüfungsamt und durch die ört- 
lichen Prüfungsämter geprüft. Der 
Haushaltsplan des Elauptprüfungs- 
amtes wird nach Feststellung durch 
den Bundesminister für Verkehr 
dem Wirtschaftsplan der Deutschen 
Bundesbahn cingefügt. 

(2) Der Prüfungsdienst ist In seiner 
Prüfungstätigkeit unabhängig und 
insoweit wieder an Weisungen der 
Bundesregierung oder eines einzel- 
nen Bundesministers, nodi an sol- 
che des Vcrwaltungsrates oder des 
Vorstandes gebunden. Der Leiter 
des Hauptprüfungsamtes ivird auf 
Vorschlag des Bundesiniiiisters für 
Verkehr, der im Einvernehmen 
mit dem Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes erfolgt, durch den 
Bundespräsidenten ernannt. Das 
gieidie gilt für seine Abberufung 
aus dem Prüfungsdienst. 

(3) Die Mitglieder des Hauptprü- 
fungsamtes werden auf Vorschlag 
des Leiters des Hauptprüfungs- 
amtes von dem Bundesminister für 
Verkehr bestellt und abberufen. 
Die Prüfungsbeamten des Haupt- 
prüfungsamtes bestellt der Leiter 
des Hauptprüfungsamtes. Das 
gleiche gilt für ihre Abberufung aus 
dem Prüfungsdienst. Die Personal- 
angelegenhcitcn des Leiters des 
Hauptprüfungsamtes werden von 
dem Bundesminister für Verkehr 
bearbeitet. Die Personalangelegen- 
heiten der Mitglieder und der Prü- 
fungsbeamten des Hauptprüfungs- 
amtes bearbeitet der Leiter des 
Hauptprüfungsamte-s. 


(4) Die Leiter und Prüfungsbeam- 
ten der örtlichen Prüfungsämter 
werden Im Benehmen mit dem 
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rektorium vom Leiter des Haupt- 
prüfungsamtes bestellt und abbe- 
rufen. Ihre Personalangelegenhel- 
ten bearbeiten die Präsidenten 
der Eisenbahndirektionen und 
der Eisenbahnzentralämter. 

(5) Der Bundesminister für Ver- 
kehr und im Einvernehmen mit 
ihm der Bundesmiiiister der Finan- 
zen können von dem Leiter des 
Prüfungsdienstes jede Auskunft 
verlangen, Anregungen für die 
Prüfungen geben und Wünsche 
äußern. Der Bundesminister für 
Verkehr und im Einvernehmen mit 
ihm der Bundesminister der Finan- 
zen können dem Hauptprüfungs- 
amt Prüfungsaufträge erteilen. Der 
Bundesrechnungshof besitzt gegen- 
über dem Hauptprüfungsamt das 
gleiche Recht auf Auskunftsertei- 
lung wie der Bundesminister für 
Verkehr. 

(6) Die Einzelheiten der Ausübung 
des Prüfungsdienstes durch das 
Hauptprüfungsamt und die Prü- 
fungsämter regelt eine vom Leiter 
des Hauptprüfungsamtes aufge- 
stellte Rechnungsprüfungsordnung. 
Sie wird nach Anhörung des Di- 
rektoriums und des Verwaltungs- 
rates der Deutschen Bundesbahn 
vom Bundesminister für Verkehr 
im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem 
Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes erlassen. 

(7) Die Befugnisse des Bundesrech- 
nungshofes nach dem Gesetz über 
Errichtung und Aufgaben des Bun- 
desrechnungshofes bleiben unbe- 
rührt. 
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vom Leiter des Hauptprüfungs- 
amtes bestellt und zurückgezogen. 
Ihre persönlichen Angelegenheiten 
bearbeiten die Präsidenten der 
Eisenbahndirektionen und der 
Eisenbahnzentralämtcr. 

(5) Die Bundesregierung sowie der 
Präsident des Bundesrechnungs- 
hofes können von dem Leiter des 
Prüfungsdienstes jede Auskunft 
verlangen, Anregungen für die 
Prüfungen geben und Wünsche 
äußern. 


(6) Die Einzelheiten der Aus- 
übung des Prüfungsdienstes durch 
das Hauptprüfungsamt und die 
Prüfungsämter regelt eine vom 
Leiter des Hauptprüfungsamtes 
aufgestellte Rechiiungsprüfungs- 
ordnung, die nach Anhörung des 
Vorstandes und des Verwaltungs- 
rates der Deutsdien Bundesbahn 
von der Bundesregierung und dem 
Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes erlassen wird. 


Beschlüsse 
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Vorstand vom Leiter des Haupt- 
prüfungsamtes bestellt und abbe- 
rufen. 


(5) Der Bundesminister für Ver- 
kehr und im Einvernehmen mit 
ihm der Bundesminister der Finan- 
zen können von dem Leiter des 
Prüfungsdienstes jede Auskunft 
verlangen, Anregungen für die 
Prüfungen geben und Wünsche 
äußern. Der Bundesmlnister für 
Verkehr und im Einvernehmen mit 
ihm der Bundesmiiiister der Finan- 
zen können dem Hauptprüfungs- 
amt Prüfungsaufträgcerteilen. Der 
Bundesrechnungshof besitzt gegen- 
über dem Hauptprüfungsamt das 
gleiche Recht auf Auskunftsertei- 
lung wie der Bundesminister für 
Verkehr. 

(6) Die Einzelheiten der Ausübung 
des Prüfungsdienstes durch das 
Hauptprüfungsamt und die Prü- 
fungsämter regelt eine vom Leiter 
des Hauptprüfungsamtes aufge- 
stellte Rechnungsprüfungsord- 
nung. Sie wird nach Anhörung des 
Vorstandes und des Verwaltungs- 
rates der Deutschen Bundesbahn 
vom Bundesmiiiister für Verkehr 
im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem 
Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes erlassen. 

(7) Die Befugnisse des Bundesrech- 
nungshofes nach dem Gesetz über 
Errichtung und Aufgaben des Bun- 
desrechnungshofes bleiben unbe- 
rührt. 


§ 34 

Geltung von Vorschriften 

Die Haushaltsordnung, die Fiiianz- 
und Rechnuiigsbestimmungen und 
die sonstigen Vorschriften des 
Bundes über die Wirtschaftsfüh- 
rung finden auf die Deutsche Bun- 
desbahn keine Anwendung. 


§ 31 


Geltung von Vorschriften 


§ 34 


Geltung von Vorschriften 


Die Haushaltsordnung, die Finanz- 
und Rechnungsbestimmungen und 
die sonstigen Vorschriften des 
Bundes über die Wirtschaftsfüh- 
rung finden auf die Deutsche Bun- 
desbahn keine Anwendung. 


Die Haushaltsordnung, die Finanz- 
und Rechiiungsbestimmungcn und 
die sonstigen Vorschriften des 
Bundes über die Wirtschaftsfüh- 
rung finden auf die Deutsche Bun- 
desbahn keine Anw^enduiig. 
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Siebenter Abschnitt 

Vcrwaltungsrechtliche 

Vorschriften 

§ 35 

Planfcststcllung 

(1) Neue Anlagen eler Deutschen 
Bundesbahn dürfen nur dann ge- 
baut, bestehende Anlagen nur dann 
geändert werden, wenn der Plan 
zuvor festgesicllt worden ist. Die 
Planfcststellung umfaßt die Ent- 
scheidung über alle von der Plan- 
fcststellung berührten Interessen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn hat 
die Pläne lür den Bau neuer oder 
die Änderung bestehender Betriebs- 
anlagcn der höheren Verwaltungs- 
behörde des Landes, in dem die An- 
lagen liegen, zur Stellungnahme zu- 
zulciten. wenn die Pläne nicht nur 
den Geschäftsbereich der Deutschen 
Bundesbahn berühren. Die höhere 
^''er\valtungsbchördc hat die Stel- 
lungnahme aller beteiligten Be- 
luu-dcn des Bundes, der Länder, der 
(icnieiiulcn und sonstiger beteilig- 
ter Stellen bcrbcizuführcn. 

(3) \venn sich aus der Stellung- 
nahme der höheren Vcrwaltungs- 
hehörde ergibt, daß zwischen ihr 
oder einer aiuleren hetciÜgteii Be- 
hörde und der Dcutsdicn Bundes- 
bahn Meinungsverschiedenheiten 
bestehen, werden die Pläne vom 
Bundesminister für Verkehr fcst- 
gcstcllt; im übrigen werden sic 
durch das Direktorium oder durch 
eine von ihm ermächtigte Dienst- 
stelle der Deutschen Bundesbahn 
fcstgcstellt. 

§ 36 

Enteignungsrecht 

Die Deutsche Bundesbahn hat zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben das Ent- 
eignungsrecht. Die Zulässigkeit der 
Enteignung im Einzelfallc wird auf 
Antrag der Deutschen Bundesbahn 
durdi die Biindcsicgicrung fcstge- 


Entwurf 
des Bundesrates 

Sechster Abschnitt 

Verwaltungsrechtliche 

Vorschriften 

§ 32 

Planfeststcllung 

(1) Neue Anlagen der Dcutsdicn 
Bundesbahn dürfen nur gebaut, 
bestehende Anlagen dürfen nur 
geändert werden, wenn der Plan 
zuvor fcstgestcllt worden ist. Die 
Planfeststcllung umfaßt die Ent- 
scheidung über alle von der Plan- 
gcstaltung berührten Interessen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn hat 
die Pläne für den Bau neuer oder 
die Änderung bestehender Bc- 
tricbsanlagcn der höheren Ver- 
waltungsbehörde des Landes, in 
dem die Anlagen liegen, zur Stel- 
lungnahme zuzul eiten, wenn die 
Pläne nidu nur den Gesdüifis- 
bcrcidi der Deutschen Bundesbahn 
berühren. Die höhere Verwal- 
tungsbehörde hat die Stellung- 
nahme aller beteiligten Behörden 
des Bundes, der Lander, der Ge- 
meinden und sonstiger beteiligter 
Stellen hcrbeiziiführen. 

(3) Die Pläne werden vom Vor- 
stand oder von einer durdi ihn er- 
mächtigten Dienststelle der Deut- 
schen Bundesbahn fcstgcstellt, 
v/enn sich aus der Stellungnahme 
der höheren Verwaltungsbehörde 
ergibt, daß zwischen Ihr oder einer 
anderen beteiligten Behörde und 
der Deutschen Bundesbahn keine 
Meinungsverschiedenheiten be- 
stehen; ini übrigen werden sie 
vom Bundcsminister für Verkehr 
fcstgestcllt. 

§ 33 

Enteigungsrcdit 

Die Deutsdie Bundesbahn hat zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben das Ent- 
eignungsredit. Es gelten die Ent- 
eigniingsgcsctzc; jedoch trifft der 
Bundcsminister für Verkehr nadi 
Anhörung der höheren Verwal- 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

Siebenter Abschnitt 

Verwaltiingsrcchtliclie 

Vorschriften 

§ 35 

Pkiiifeststelluiig 

(1) Neue Anlagen der Deutschen 
Bundesbahn dürfen nur dann ge- 
baut, bestehende Anlagen nur dann 
geändert werden, wenn der Plan 
zuvor fcstgestcllt worden ist. Die 
Planfcststcllung umfaßt die Ent- 
scheidung über alle von der Plan- 
fcststellung berührten Interessen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn hat 
die Pläne iür den Bau neuer oder 
d i c Ä n de r u n g b c s t c hen d e r B c t r i eb s- 
anlagcii der höheren Verwaltungs- 
behörde des Landes, in dem die An- 
lagen liegen, zur Stellungnahme zii- 
zuleitcn, wenn die Pläne nicht nur 
den Geschälisbereich der Deutschen 
Bundesbahn berühren. Die höhere 
Verwaltungsbehörde hat die Stel- 
lungnahme aller beteiligten Be^ 
hörden des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und sonstiger beteilig 
tcr Stellen herbci/uiührcn. 

(3) \Wmn sich aus der Stellung- 
nahme der höheren Verwaltungs- 
behörde ergibt, dais zwischen ihr 
oder einer anderen beteiligten Be- 
hörde und der Dcutsdicn Bundes- 
bahn M c 1 n u n g s v c r s d 1 i c 1 1 c n h c i t c n 
bestehen, werden die Pläne vom 
Bundcsminister für Verkehr fcst- 
gestcllt; im übrigen werden sic 
durch den Vorstand oder durch 
eine von ihm ermächtigte Dienst- 
stelle der Deutschen Bundesbahn 
fcstgcstellr. 

§ 36 

Enteignungsrecht 

Die Deutsche Bundesbahn hat zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben das Ent- 
eignungsrecht. Die Zulässigkeit der 
Enteignung im Einzelfallc wird auf 
Antrag der Dcutsdicn Bundesbahn 
durch die Bundesregierung festge- 
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der Bundesregierung 

stellt. Die Entscheidung über die 
Zulässigkeit der Inanspruchnahme 
fremder Grundstücke zur Ausfüh- 
rung von Vorarbeiten sowie über 
die Art der Durchführung und den 
Umfang der Enteignung trifft der 
Bundesminister für Verkehr nach 
Anhörung der höheren Verwal- 
tungsbehörde. Im übrigen gelten 
die Enteignungsgesetze. 

§ 37 

Sicherheit der Betriebsanlagen 
und Fahrzeuge 

Die Deutsche Bundesbahn hat da- 
für cinzustehen, daß iln'e dem 
Betrieb dienenden baulichen und 
maschinellen Anlagen sowie die 
Fahrzeuge allen Anforderungen 
der Sicherheit und Ordnung ge- 
nügen. Baufreigaben, Abnahmen, 
Prüfungen und Zulassungen durch 
andere Behörden finden für die 
Eisenbahnanlagen und Schienen- 
fahrzeuge nicht statt. 


Entwurf 
des Bundesrates 

tungsbehörde die Entscheidung 
über die Zulässigkeit der In- 
anspruchnahme fremder Grund- 
stücke zur Ausführung von Vor- 
arbeiten sowie über die Art der 
Durchführung und den Umfang 
der Enteignung. 

§ 34 

Sicherheit der Betriebsanlagcn 
und Fahrzeuge 

Die Deutsche Bundesbahn hat da- 
für einzustehen, daß ihre dem 
Betrieb dienenden baulichen und 
maschinellen Anlagen sowie die 
Fahrzeuge allen Anforderungen 
der Sicherheit und Ordnung ge- 
nügen. Baufreigaben, Abnahmen 
und Prüfungen durch andere Be- 
hörden finden nicht statt. 


Beschlüsse 

des 27. Ausschusses 

stellt. Die Entscheidung über die 
Zulässigkeit der Inanspruchnahme 
fremder Grundstücke zur Ausfüh- 
rung von Vorarbeiten sowie über 
die Art der Durchführung und den 
Umfang der Enteignung trifft der 
Bundesminister für Verkehr nadi 
Anhörung der höheren Verwal- 
tungsbehörde. Im übrigen gelten 
d i e Ent e i g n u n gsges et ze . 

§ 37 

Sicherheit der Betriebsanlagen 
und Fahrzeuge 

Die Deutsche Bundesbahn hat da- 
für cinzustehen, dals ihre dem 
Betrieb dienenden baulichen und 
maschinellen Anlagen sowie die 
Fahrzeuge allen Anforderungen 
der Sicherheit und Ordnung ge-- 
n Ligen. Baufreigaben, Abnahmen, 
Prüfungen und Zulassungen durch 
andere Behörden finden für die 
Eiscnbahnanlagen und Schienen- 
fahrzciige nicht statt. 


§ 38 

Zwangsverfahren 

(1) Die zwangsweise Entziehung 
oder Beschränkung des Rechts an 
Teilen des Sondervermögens 
„Deutsche Bundesbahn" ist nur mit 
Zustimmung der Bundesregierung 
zulässig. 

(2) Die Zwangsvollstreckung gegen 
die Deutsche Bundesbahn wegen ei- 
ner Geldforderung darf, soweit 
nicht dingliche Rechte verfolgt wer- 
den, erst vier Wochen nach dem 
Zeitpunkt beginnen, nach dem der 
Gläubiger seine Absicht, die 
Zwangsvollstreckung zu betreiben, 
der zur Vertretung der Deutschen 
Bundesbahn berufenen Behörde 
angezeigt hat. Die Behörde hat 
dem Gläubiger auf Verlangen den 
Empfang der Anzeige zu beschei- 
nigen. Soweit in solchen Fällen 
die Zwangsvollstreckung durch 
den Gerichtsvollzieher stattzufin- 
den hat, ist der Gerichtsvollzieher 


§ 38 

Z w a ngs V e r f ah re n 

(1) Die zwangsweise Entziehung 
oder Beschränkung des Rechts an 
Teilen des Sondervermögens 
„Deutsche Bundesbahn" ist nur mit 
Zustimmung der Bundesregierung 
zulässig. 

(2) Die Zwangsvollstreckung gegen 
die Deutsche Bundesbahn wegen 
einer Geldforderung darf, soweit 
nicht dingliche Rechte verfolgt wer- 
den, erst vier Wochen nach dem 
Zeitpunkt beginnen, nach dem der 
Gläubiger seine Absicht, die 
Zwangsvollstreckung zu betreiben, 
der zur Vertretung der Deutschen 
Bundesbahn berufenen Behörde 
angezeigt hat. Die Behörde hat 
dem Gläubiger auf Verlangen den 
Empfang der Anzeige zu beschei- 
nigen. Soweit in solchen Fällen 
die Zwangsvollstreckung durch 
den Gerichtsvollzieher stattzufin- 
den hat, ist der Geriditsvollzichcr 


§ 35 

Zwangsverfah ren 

Die zwangsweise Entziehung oder 
Beschränkung des Rechts an Tei- 
len des SonderverinÖgens „Deut- 
sdie Bundesbahn" und die Zwangs- 
vollstreckung gegen die Deutsdic 
Bundesbahn sind nur mit Zustim- 
mung 
lässig. 


der Bundesregierung 


zu- 
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der Bundesregierung 


Entwurf 
des Bunde srates 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 


auf Antrag des Gläubigers vom 
Vollstreckungsgericht (§ 764 ZPO) 
zu bestellen. 

(3) Der Pfändung nicht unter- 
worfen sind solche Sachen, die 
für die Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben der Deutschen Bundes- 
bahn unentbehrlich sind. Über 
Einwendungen, daß eine Sache 
unentbehrlich sei, entsdieidet das 
Vollstrcckungsgericht nach An- 
hörung des Bundesministers für 
Verkehr. 


auf Antrag des Gläubigers vom 
Vollstreckungsgericht (§ 764 ZPO) 
zu bestellen. 

(3) Der Pfändung nicht unter- 
worfen sind solche Saclicn, die 
für die Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben der Deutschen Bundes- 
bahn unentbehrlich sind. Über 
Einwendungen, daß eine Sache 
unentbehrlich sei, entscheidet das 
Vollstreckungsgcricht nach An- 
hörung des Bundesmlnisters für 
Verkehr. 


§ 39 

Beiträge und Gebühren 

Auf die Verpflichtungen der Deut- 
schen Bundesbahn, Beiträge und 
Gebühren an den Bund, die Länder, 
die Gemeinden (Gemeindeverban- 
dc) und Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts zu entrichten, finden 
unbeschadet des Grundsatzes des 
§ 5 die allgemein für Bundesbe- 
horden geltenden Vorschriften An- 
wendung. 

(T 4 r\ 

Gewerberecht 

(1) Für den Betrieb der Deutschen 
Bundesbahn und die Nebenbetrie- 
be, die den Bedürfnissen des Eisen- 
bahn- und Schiffahrtsbetriebes und 
-Verkehrs der Deutschen Bundes- 
bahn zu dienen bestimmt sind, gel- 
ten nicht die Gewerbeordnung und 
das Gaststättengesetz vom 28. April 
1930 (RGBl. I S. 146). 


(2) Der Bundesministcr für Ver- 
kehr erläßt gemeinsam mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und 
dem Bundesminister für Arbeit 
allgemeine Verwaltungs Vorschrif- 
ten für die Behandlung von Bahn- 
hofswirtschaften und Bahnhofsver- 
k au fss teilen. 


§ 39 

Beiträge und Gebühren 

Auf die Verpflichtungen der Deut- 
schen Bundesbahn, Beiträge und 
Gebühren an den Bund, die Länder, 
die Gemeinden (Gemeindeverbän- 
de) und Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts zu entrichten, finden 
unbeschadet des Grundsatzes des 
§ 5 die allgemein für Bundesbe- 
hörden geltenden Vorschriften An- 
wendung. 

§ 40 

Gewerberecht 

(1) Für den Betrieb der Deutschen 
Bundesbahn und die Neben- 
betricbe, die den Bedürfnissen des 
Eisenbahn- und Schiffahrtsbetrie- 
bcs und -Verkehrs der Deutschen 
Bundesbahn zu dienen bestimmt 
sind, gelten nicht die Gewerbe- 
ordnung — mit Ausnahme der 
für Lehrlinge getroffenen Bestim- 
mungen — und das Gaststätten- 
gesetz vom 28. April 1930 (RGBl, 
i S. 146). 

(2) Der Bundesminister für Ver- 

kehr erläßt gemeinsam mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft 
und dem Bundesminister für Ar- 
beit für die Behandlung von 
Bahnhofswirtschaften und Bahn- 
hof sverkaufsstellcn allgemeine 

Verwaltungsvorschriften. Sie sol- 
len die Beschränkung auf Reise- 
bedarf außerhalb der ortsüblichen 
Geschäftszeit sicherstellen. 


§ 36 

Beiträge und Gebühren 

Auf die Verpfliditungen der Deut- 
schen Bundesbahn, Beiträge und 
Gebühren an den Bund, die Län- 
der, die Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) und Körperschaften des 
öffentlichen Rechts zu entrichten, 
finden die allgemeinen für die 
Bundesrepublik Deutschland gel- 
tenden Vorschriften Anwendung. 


Nebenbetriebe 

Für die Nebenbetriebe, die den 
Bedürfnissen von Betrieb und Ver- 
kehr der Deutschen Bundesbahn 
zu dienen bestimmt sind, gelten 
nicht die Gewerbeordnung und 
das Gaststättengesetz vom 28. 
April 1930 (RGBl. I S. 146), 
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der Bundesregierung^ 

§ 41 

Geltung von Vorschriften 

Die Deutsche Bundesbahn hat für 
sich und ihre Angehörigen die 
gleidie Stellung, die für die Ver- 
waltungen und Betriebe des Bun- 
des und deren Angehörige auf 
dem Gebiet des Wirtsdiafts-, Ar- 
beits-, Wohnungs-, h’iirsorge- und 
V c r s iche r u n gs r cch t s besteht . 


Aditer Abschnitt 
Verhältnis 

der Deutsdicn Bundesbahn 
zu den Ländern 

§ 42 

Pflicht zur Unterrichtung 
Auskunftsrecht 

(1) Das Direktorium und die 
Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn sowie die höheren 
ßundesbahnbehörden einerseits und 
die obersten Landesverkehrsbchör- 
den andererseits unterriditen sich 
gegenseitig über alle Vorgänge von 
grundsätzlicher Bedeutung. 

(2) Die obersten Landesverkclirs- 
bchorden können vom Direktorium 
und von der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn und von der 
für ihr Land zuständigen höheren 
Bundesbahnbehörde jede zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben erforder- 
liche Auskunft verlangen. Sie er- 
teilen in gleicher Weise jede erfor- 
derliche Auskunft. 

§ 43 

Organisatorisclie Veränderungen 

Beabsichtigt die Deutsche Bundes- 
bahn 

a) die dauernde Einstellung des 
Betriebes einer Bundesbahn- 
strecke, eines wichtigen Bahn- 
hofes, den dauernden Über- 
gang vom zweigleisigen zum 
eingleisigen Betrieb oder um- 


Entwurf 
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§ 38 

Geltung von Vorschriften 

Die Deutsche Bundesbahn hat für 
sich und ihre Angehörigen die 
gleiche Stellung, die für die Ver- 
waltungen und Betriebe des Bun- 
des und deren Angehörige auf 
dem Gebiet des Wirtschafts-, Ar- 
beirs-, Wohnungs-, Fürsorge- und 
Versidicrungsrcdits besteht. 


Siebenter Abschnitt 
Verhältnis 

der Dcutsdien Bundesbahn 
zu den Ländern 

§ 39 

Unterriditungspflidit 

Auskunftsrecht 

(1) Die Leitung und die höheren 
Bundesbahnbehörden sowie die 
obersten Landesverkehrsbehörden 
unterriditen sich gegenseitig über 
alle Vorgänge von grundsätzlidier 
Bedeutung. 


(2) Die obersten Landesverkchrs- 
behörden können von der Leitung 
und von den für ihr Land zustän- 
digen höheren Bundesbahnbehör- 
den jede zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben erforderliche Auskunft ver- 
langen. Sie erteilen in gleidie r 
Weise jede erforcierliche Aus- 
kunft. 


§ 40 

Organisatorisdie Veränderungen 

Beabsichtigt die Deutsche Bundes- 
bahn 

a) die dauernde Einstellung des 
Betriebes einer Bundesbahn- 
strecke, eines wichtigen Bahn- 
. hofes, den dauernden Über- 
gang vom zweigleisigen zum 
•eingleisigen Betrieb oder um- 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

§ 41 

Geltung von Vorschriften 

Die Deutsche Bundesbahn hat für 
sidi und ihre Angehörigen die 
gleidie Stellung, die für die Ver- 
waltungen und Betriebe des Bun- 
des und deren Angehörige auf 
dem Gebiet des Wirtschafts-, Ar- 
beit s-, Wohnungs-, Fürsorge- und 
Versidierungsrechts besteht. 


Achter Abschnitt 
Verhältnis 

der Deutschen Bundesbahn 
zu den Ländern 

§ 42 

Pflicht zur Unterriditung 
Auskuiiftsrecht 

(1) Der Vorstand sowie die höhe- 
ren Buiidesbahiibehördeii einer- 
seits und die obersten Landesver- 
kehrsbehördeii andererseits unter- 
riditen sich gegenseitig über alle 
Vorgänge von grundsätzlicher 
Bedeutung. 

(2) Die obersten Landesverkehrs- 
behörden können vom Vorstand 
und von der für Ihr Land zustän- 
digen höheren Bundesbahnbehörde 
jede zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderliche Auskunft verlangen. 
Sic erteilen in gleicher Weise jede 
erforderliche Auskunft. 


§ 43 

Organisatorisdie Veränderungen 

Beabsiditigt die Deutsche Bundes- 
bahn 

a) die dauernde Einstellung des 
Betriebes einer Bundesbahn- 
strecke, eines widitigen Bahn- 
hofes, den dauernden Über- 
gang vom zweigleisigen zum 
eingleisigen Betrieb oder um- 
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gekehrt, die Stillegung oder 
Verlegung eines Ausbesse- 
rungswerkes oder einer sonsti- 
gen großen Dienststelle, 

b) die Errichtung, Verlegung, 
Aufhebung oder wesentliche 
Änderung einer General- 
betricbslcitung, einer Eisen- 
bahndirektion oder eines 
Eisenbahnzentralamtes oder 
die Änderung ihrer Bezirke, 

so gibt sic den örtlidi beteiligten 
obersten Landes verkehrsbehör den 
Gelegenheit, dazu Stellung zu 
nehmen. 

§ 44 

Personalmaßiiahmen 

(1) Die Posten der Präsidenten der 
Eisenbahiidirektioncn werden im 
Benehmen mit den Regierungen 
der Länder, deren Bereicli wesent- 
lich berührt wdrd, besetzt. 

(2) Geben die Länder in besonderen 
ballen zur Besetzung leitender 
Dienstposten bei der Deutschen 
Bundesbahn innerhalb ihres Landes 
Anregungen, so sind diese soweit 
wie möglich zu berücksichtigen. 

§ 45 

Tariffortbildung 

Bei der Fortbildung der Tarife ist 
neben den Interessen des Bundes 
den besonderen Verkehrsbedürf- 
nissen der Länder, namentlidi auf 
dem Gebiet der Rohstoffversor- 
gung, nach Möglichkeit Rechnung 
zu tragen. Soweit hierbei die Inter- 
essen eines oder mehrerer Länder 
berührt werden, sind diese Länder 
zu hören. 

§ 46 
Freifahrt 

Der Bund und die Länder haben 
Ansprudi darauf, daß die Mit- 
glieder ihrer gesetzgebenden Kör- 
perschaften die Verkehrsmittel der 
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gekehrt, die Stillegung oder 
Verlegung eines Ausbesse- 
rungswerkes oder einer sonsti- 
gen großen Dienststelle, 

b) die Errichtung, Verlegung, 
Aufhebung oder wesentlidie 
Änderung einer General- 
betriebsleitung, einer Eisen- 
bahndircktion oder eines 
Eisenbahnzentralamtes oder 
die Änderung ihrer Bezirke, 

so gibt sic den örtlich beteiligten 
obersten Landesverkchrsbehörden 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 

§ 41 

Personalmaßnahmcn 

(1) Die Posten der Präsidenten der 
Eisenbahndirektionen werden im 
Benehmen mit den Regierungen 
der Länder, deren Bereich wiesen t- 
lidi berührt wird, besetzt. 

(2) Geben die Länder in besonde- 
ren Fällen zu sonstigen Stellen- 
besetzungen bei der Dcutsdicn 
Bundesbahn innerhalb ihres Lan- 
des Anregungen, so sind diese so 
weit wie möglich zu berücksidi- 
tigen, 

§ 42 

Tariffortbildung 

Bei der Fortbildung der Tarife ist 
neben den Interessen des Bundes 
den besonderen Verkehrsbedürf- 
nissen der Länder, namentlidi auf 
dem Gebiet der Rohstoffversor- 
gung, nadi Möglichkeit Rechnung 
zu tragen. Soweit hierbei die Inter- 
essen eines oder mehrerer Länder 
berührt werden, sind diese Länder 
zu hören. 

§ 43 

Freifahrt 

Die Länder haben Anspruch dar- 
auf, daß die Mitglieder ihrer ge- 
setzgebenden Körperschaften in- 
nerhalb ihres Landes die Bundes- 


Bcschlüssc 
des 27. Ausschusses 

gekehrt, die Stillegung oder 
Verlegung eines Ausbesse- 
rungswerkes oder einer sonsti- 
gen großen Dienststelle, 

b) die Errichtung, Verlegung, 
Aufhebung oder wesentliche 
Änderung einer General- 
betricbsleitunsT, einer Eisen- 
bahndirektion oder eines 
Eisenbahnzcntralamtcs oder 
die Änderung ihrer Bezirke, 

so gibt sic den örtlich beteiligten 
obersten Landcsvcrkehrsbchördcn 
Gelegenheit, dazu Stellung zu 
nehmen. 

§ 44 

Personalmaßnahmcn 

(1) Die Posten der Präsidenten der 
Eisenbahiidirektioncn werden Im 
Bcnchnien mit den Regierungen 
der Länder, deren Bercidi wesent- 
lich berührt wird, besetzt. 

(2) Geben die Länder in besonderen 
Fällen zur Besetzung leitender 
Dienstposten bei der Dcutsdien 
Bundesbahn innerhalb ihres Landes 
Anregungen, so sind diese soweit 
wie iiiöglidi zu bcrückslditigen. 

§ 45 

Tariffortbildung 

Bei der Fortbildung der Tarife ist 
neben den Interessen des Bundes 
den besonderen Verkehrsbedürf- 
nissen der Länder, namentlich auf 
dem Gebiet der Rohstoffversor- 
gung, nach Möglichkeit Rechnung 
zu tragen. Soweit hierbei die Inter- 
essen eines oder mehrerer Länder 
berührt werden, sind diese Länder 
zu hören. 

§ 46 
Freifahrt 

Der Bund und die Länder haben 
Anspruch darauf, daß die Mit- 
glieder ihrer gesetzgebenden Kör- 
persdiaften die Verkehrsmittel der 
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Deutschen Bundesbahn ln beliebi- 
ger Beförderungsklasse frei be- 
nutzen dürfen. Die prelfahrtbc- 
bcrechtigung gilt jeweils für das 
Gebiet, auf das sich die Zuständig- 
keit der gesetzgebenden Körper- 
schaften erstreckt. Sie endet eine 
Woche nach Erlöschen der Mit- 
gliedschaft. 

§ 47 

Reisezugfahrpläne 

Die Deutsche Bundesbahn gibt den 
Ländern bei der Bearbeitung des 
Rcisczugfahrplancs Gelegenheit 
zur Stellungnahme. 

§ 48 

Planungen 

Planungen für größere Eisenbahn- 
bauten sind rechtzeitig den betei- 
ligten obersten Landesverkehrs- 
behörden zur Stellungnahme zu 
übermitteln. 

§ 49 

Vergebung 

von Lieferungen und Leistungen 

Die Deutsche Bundesbahn berück- 
sichtigt bei der Vergebung von 
Lieferungen und Leistungen ange- 
messen Industrie, Handwerk und 
Handel jedes Landes mit dem Ziel, 
die gesunde Entwicklung der Wirt- 
schaft der Länder zu fordern. 
Andererseits sorgen die Landes- 
regierungen dafür, daß der 
Deutschen Bundesbahn bei der 
Vergebung und Durchführung 
von Lieferungen und Leistungen 
nicht durch Landesbehörden Er- 
schwerungen bereitet werden. 

§ 50 

Auftragsvcrwaltung 

Auf Antrag eines Landes soll die 
Deutsche Bundesbahn Geschäfte der 
V crkehrsvcrwaltung, Insbesondere 
der Eisenbahnaufsicht, nach den 
Weisungen und für Rcdinung die- 
ses Landes übernehmen. 


Entwurf 
des Bundesrates 

bahnverkehrsmittel in beliebiger 
Beförderungsklasse frei benutzen 
dürfen. Die Freifahrberechtigung 
endet eine Woche nadi Erlöschen 
der Mitgliedsdiaft. 


S 44 

Reisezugfahrpläne 

Die Deutsche Bundesbahn gibt den 
Ländern bei der Bearbeitung des 
Reisezugfahrplanes Gelegenheit 
zur Stellungnahme. 

§ 45 

Planungen 

Planungen für größere Eisenbahn- 
bauten sind rechtzeitig den betei- 
ligten obersten Landcsverkchrs- 
bchörden zur Stellungnahme zu 
übermitteln. 

§ 46 

Vergebung 

von Lieferungen und Leistungen 

Die Deutsche Bundesbahn berück- 
sichtigt bei der Vergebung von 
Lieferungen und Leistungen an- 
gemessen Industrie, Handwerk 
und Handel jedes Landes mit dem 
Ziel, die gesunde Entwicklung 
der Wirtschaft der Länder zu för- 
dern. Andererseits sorgen die Lan- 
desregierungen dafür, daß der 
Deutschen Bundesbahn bei der 
Vergebung und Durchführung 
von Lieferungen und Leistungen 
nicht durch Landesbehörden un- 
billige Erschwerungen bereitet 
werden. 

§ 47 

Auftragsverwaltung 

Auf Antrag eines LancTcs soll die 
Deutsche Bundesbahn Geschäfte der 
Vcrkehrsvcrwaltung, insbesondere 
der Elsenbahnaufsicht, nach den 
Weisungen und für Rechnung der 
Länder übernehmen. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

Deutschen Bundesbahn In beliebi- 
ger Bcförderungsklasse frei be- 
nutzen dürfen. Die Frelfahrt- 
bercchtigung gilt jeweils für das 
Gebiet, auf das sich die Zuständig- 
keit der gesetzgebenden Körper- 
schaften erstreckt. Sie endet eine 
Woche nach Erlöschen der Mit- 
gliedschaft. 

§ 47 

Reisezugfahrpläne 

Die Deutsche Bundesbahn gibt den 
Ländern bei der Bearbeitung des 
Reisezugfahrplanes Gelegenheit 
zur Stellungnahme. 

§ 48 

Planungen 

Planungen für größere Elsenbahn- 
bauten sind rechtzeitig den betei- 
ligten obersten Landesverkehrs- 
behörden zur Stellungnahme zu 
übermitteln. 

S 49 

Vergebung 

von Lieferungen und Leistungen 

Die Deutsche Bundesbahn berück- 
sichtigt bei der Vergebung von 
Lieferungen und Leistungen an- 
gemessen Industrie, gewerblichen 
Verkehr, Handwerk und Handel 
jedes Landes mit dem Ziel, die 
gesunde Entwicklung der Wirt- 
schaft der Länder zu fördern. An- 
dererseits sorgen die Landesregie- 
rungen dafür, daß der Deutschen 
Bundesbahn bei der Vergebung 
und Durchführung von Lieferun- 
gen und Leistungen nicht durch 
i . an desb e h ör d c n E r s ch w e r u n ge n 
bereitet werden. 

§ 50 

Auftragsverwaltung 

Auf Antrag eines Landes soll die 
Deutsche Bundesbahn Geschäfte 
der Verkehrsvcrwaltung, insbe- 
sondere der Eisenbahnaufsicht, 
nach den Weisungen und für Rech- 
nung dieses Landes übernehmen. 
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Entwurf 

der Buncicsrcgicrung 
§ 51 

Verfahren 

bei jMcinungsvcrschiedenheitcn 

(1) Melnungsversdiiedenhelten, die 
sich bei der Durchführung der Be- 
stimmungen dieses Abschnittes 
zwischen den Ländern und der 
Deutschen Bundesbahn ergeben, 
insbesondere auch darüber, ob 
Anträge der Länder von der 
Deutschen Bundesbahn eingehend 
gewürdigt und bei der Entschei- 
dung angemessen berücksichtigt 
wurden, sind dem Verwaltungs- 
rat der Deutschen Bundesbahn 
zur Beschlußfassung vorzulegen, 
Der Besdiluß des Verwaltuiigs- 
rates kann mit Zustimmung des 
Bundesministers für Verkehr 
durdi Anrufung der Bundesregie- 
rung schriftlich angefochten wer- 
den. Die Anfcditungssdiriit ist 
über den Bundesminister für 
Verkehr zu leiten. 

(2) Meinungsverschiedenheiten 
zwischen der Bundesregierung und 
einem Land über die Auslegung 
dieses Absdinittes entsdicidct das 
B u n d e s V c r f a ssu n gsg e r i di t , 


Neunter Abschnitt 

Schlußbesdmmungcn 
S 52 

Rechts- und Verwaltungs- 
Vorschriften 

(1) Der Bundesminister für Ver- 
kehr erläßt die zur Ausführung 
dieses Gesetzes crforderlidicn Ver- 
waltungsvorschriften. 

(2) Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, zum Vollzug der Über- 
leitung der früheren Deutschen 
Reichsbahn im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet und der Betriebsver- 
einigung der Südwestdeutschen 
Eisenbahnen auf die Deutsche Bun- 
desbahn durch Reditsvcrordnung 


Entwurf 
des B u n d c s r a t e s 

§ 48 

Verfahren 

bei Meinungsverschiedenheiten 

(1) Mcinungsversdiiedcnhclten, die 
sich bei der Durdiführung der Be- 
stimmungen dieses Abschnittes 
zwischen den Ländern und der 
Deutschen Bundesbahn ergeben, 
insbesondere auch darüber, ob 
Anträge der Länder von der 
Dcutsdien Bundesbahn eingehend 
gewürdigt und bei der Entschei- 
dung angemessen berückslditigt 
wurden, sind dem Verwaltungs- 
rat der Dcutsdien Bundesbahn 
zur Entsdieidung vorzulegen. 
Die Entscheidung des Verwal- 
tungsrates kann durch Anrufung 
der Bundesregierung angefochten 
werden. 


(2) Meinungsverschiedenheiten 
zwischen der Bundesregierung und 
einem Land über die Auslegung 
dieses Absdinittes entscheidet das 
Bundesverfassungsgericht, 


Achter Abschnitt 

Schlußbestimmungen 
§ 49 

Verwaltungsvorsdi rif ten 

Die Bundesregierung erläßt die zur 
Ausführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen Verwalt ungsvor- 

sdiriften. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

S 51 

Verfah ren 

bei M e i iiu ngs v c rschi c d en h ci t cn 

( 1) Meinungsverschiedenheiten, die 
sich bei der Durdiführung der Be- 
stimmungen dieses Absdinittes 
zwischen den Ländern und der 
Deutsdien Bundesbahn ergeben, 
insbesondere audi darüber, ob 
Anträge der Lander von der 
Deutsdien Bundesbahn eingehend 
gewürdigt und bei der Entschei- 
dung angemessen bcrücksiditigt 
wnirdcn, sind dem Verwaltungs- 
rat der Deutsdien Bundesbahn 
zur Bcsdilußfassung vorzulegen. 
Der Besdiluß des Verwallungs- 
rates kann durch Anrufung der 
Bundesregierung sdiriftlich angc- 
iocliten werden. Die Anfeditungs- 
sdirift ist über den Bundesminister 
für Verkehr zu leiten. 


(2) Meinungsvcrsehicdcnhclten 
zwischen der Bundesregierung und 
einem Land über die Auslegung 
dieses Absdinittes entscheidet das 
Bundesverfassungsgericht. 


Neunter Abschnitt 

Schlußbestimmungen 
§ 52 

Rechts- und Verwaltungs- 
Vorschriften 

(1) Der Bundesminister für Ver- 
kehr erläßt die zur Ausführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Ver- 
waltungsvorsdiriftcn. 

(2) Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, zum Vollzug der Über- 
leitung der früheren Deutsdien 
Reichsbahn ini Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet und der Betrlcbsver- 
cinigung der Südwestdeutsdien 
Eisenbahnen auf die Deutsche Bun- 
desbahn durch Rechtsverordnung 
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E n t w u r f 

der Bundesregierung 


Ent \v u r f 
des Bundesrates 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 


die Einheit des Beamten-, Besol- 
dungs- und Versorgungsrechts im 
Bereicli der Deutschen Bundesbahn 
herzustellcn. 


§ 53 


Versetzung in den Wartestand 


Das Direktorium der Deutschen 
Bundcsbalm kann innerhalb einer 
Frist von zwei Jahren, gerechnet 
von der erstmaligen Ernennung des 
Direktoriums, Bundesbahnbeamte 
auf Lebenszeit in den Wartestand 
versetzen, wenn die durch den Neu- 
aufbau der Deutschen Bundesbahn 
gebotene Verminderung der Dienst- 
posten cs erfordert. Die Versetzung 
in den Wartestand ist nur inner- 
halb der im Wirtschaftsplan aus 
vliesem Anlaß abgesetzten Plan- 
stellen zulässig. 


§ 54 

Übcrgangsregelung 
Aufhebung alter Vorschriften 

(1) Der Verwaltungsrat der Deut- 
schen Bundesbahn ist binnen einer 
Frist von drei Monaten nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu bil- 
den. Die Bildung ist durch den 
Bundesminister für Verkehr zu ver- 
anlassen. Sobald der Verwaltungs- 
rat gebildet ist, wird er vom Bun- 
desministcr für Verkehr zu seiner 
ersten Sitzung einberufen. Der 
Vcrwaltungsrat wählt sodann sei- 
nen Präsidenten und einen oder 
zwei Vizepräsidenten. 

(2) Der Bundesminister für Ver- 
kehr veranlaßt die Bildung des Di- 
rektoriums. Die Bundesregierung 
faßt den gemäß § 7 Absatz 4 er- 
forderlichen Beschluß innerhalb 
von zwei Wochen nach der Be- 
schlußfassung des VerwMltungs- 
rates nach § 10 Absatz 1 und 2. 


§ 51 

Übcrgangsregelung 

(1) Der Verwaltungsrat der Deut- 
sdien Bundesbahn ist binnen einer 
Frist von drei Monaten nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu bil- 
den. Die Bildung ist durch den 
Bundesminister für Verkehr zu ver- 
anlassen. Sobald der Vcrwaltungs- 
rat gebildet ist, wird er von der 
Bundesregierung zu seiner ersten 
Sitzung cinberufen. Der Verwal- 
tungsrat wählt sodann seinen Prä- 
sidenten und einen oder zwei Vi- 
zepräsidenten und veranlaßt die 
Bildung des Vorstandes. Die Bun- 
desregierung faßt die gemäß § 9 
Absatz 1 Satz2und§l3 Absatz 4 er- 
forderlichen Bcsdilüssc innerhalb 
von zwei Wochen nadi Besdiluß- 
fassung des Verwaltungsrates. 
Dem Vorstand obliegt es, unter 
dem Vorbehalt der Zustimmung 
des Verwaltungsrates und dem 
Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministcr für Verkehr, alle nöti- 
gen Vorbereitungen für die Ge- 
schäfts- und Betriebsübernahme 
zu treffen. Wenn diese Vorberei- 
tungen getroffen sind, teilt der 


die Einheit des Beamten-, Bcsol- 
dungs- und Versorgungsrechts im 
Bereich der Deutschen Bundesbahn 
herzustellcn. 

§ 53 
entfällt 


§ 54 


Übe r g an gs r e g c lu n g 
Aufhebung alter Vorschriften 


(1) Der Vcrwaltungsrat der Dcut- 
sdien Bundesbahn ist binnen einer 
Frist von drei Monaten nadi In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu bil- 
den. Die Bildung ist durch den 
Bundesminister fürVerkehr zu ver- 
anlassen. Sobald der Vcrwaltungs- 
rat gebildet ist, wird er vom Bun- 
desminister für Verkehr zu seiner 
ersten Sitzung einberufen. Der 
Verwaltungsrat wählt sodann sei- 
nen Präsidenten und einen oder 
zwei Vizepräsidenten. 


(2) Der Bundesminister für Ver- 
kehr veranlaßt die Bildung des 
Vorstandes. Die Bundesregierung 
laßt den gemäß § 7 Absatz 3 er 
forderlichen Besdiluß innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen nach 
Einreidiung der Vorschläge durA 
den Bundesminister für Verkehr. 

(3) Beamte der unter Artikel 130 
Absatz 1 des Grundgesetzes fallen- 
den Einriduungen der öffentlichen 
Verwaltung einschließlich der Be- 
triebsvercinigung der Südwest- 
deutschen Eisenbahnen haben kei- 
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der Bundesregierung 


(3) Dem Direktorium obliegt es, 
unter dem Vorbehalt der Zustim- 
mung des Verwaltungsratcs und im 
Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verkehr alle notwen- 
digen Vorbereitungen für die Ge- 
schäfts- und Betriebsübernahme zu 
treffen. Wenn diese Vorbereitun- 
gen getroffen sind, teilt der Ver- 
waltungsrat dem Bundesminister 
für Verkehr die Bereitschaft der 
Deutschen Bundesbahn zur Ge- 
schäfts- und Betriebsübernalime 
mit. Der Bundesministcr für Ver- 
kelir erklärt danach den Übergang 
der Geschäfte für vollzogen. Der 
Tag des Übergangs ist durch 
den Bundesminister für Verkehr 
im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
machen. 

(4) Es treten außer Kraft: 

a) das Gesetz über die Deutsche 
Rcidisbahn (Reichsbahngesetz) 
vom 4. Juli 1939 (RGBl. I 
S. 1205) in der Fassung des § 8 
Absatz 2a des Gesetzes übet 
den Aufbau der Verwaltung 
für Verkehr vom 12. Septem- 
ber 1948 (WiGBl. S. 95), 

b) die Verordnung zur Durdi- 
führung des Gesetzes über 
die Deutsdie Rcidisbahn vom 
5. Juli 1939 (RGBl. I S. 1213) 
in der Fassung des § 8 Ab- 
satz 2b des Gesetzes über den 
Aufbau der Verwaltung für 
Verkehr vom 12. September 
1948 (WiGBl. S. 95), 

c) §§ 2 und 8 Absatz 2 des Ge- 
setzes über den Aufbau der 
Verwaltung für Verkehr vom 
12. September 1948 (WiGBl. 
S. 95), 


Entwurf 
des Bundesrates 

Verwaltungsrat dem Bundesmini- 
ster für Verkehr die Bereitschaft 
der Deutschen Bundesbahn zur 
Gesdiäfts- und Betriebsübernahme 
mit. Der Übergang Ist damit voll- 
zogen. 


(2) Der Tag des Überganges ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
machen. 

Mit dem gleichen Tage tritt 
das Gesetz über die Deutsche 
Reichsbahn (Reichsbahngesetz) vom 

4. Juli 1939 (RGBl. I S. 1205) 
in der Fassung des § 8 Absatz 2 a 
des Gesetzes über den Aufbau der 
Verwaltung für Verkehr vom 
12. September 1948 (WiGBl. 

5. 95) und 

die Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über die 
Deutsche Reichsbahn vom 5, Juli 
1939 (RGBl. I S. 1213) in der 
Fassung des § 8 Absatz 2 b des 
Gesetzes über den Aufbau der 
Verwaltung für Verkehr vom 12. 
September 1948 (WiGBl. S. 95) 

außer Kraft. 


Beschlüsse 
des 27. Ausschusses 

nen Rechtsanspruch auf Übertra- 
gung eines Amtes nach § 7 Ab- 
satz 1 dieses Gesetzes. Abteilungs- 
leiter der gesdiäftsleitenden Or- 
gane können frühestens drei Mo- 
nate nach Bildung des Vorstandes 
gemäß § 44 Absatz 1 des Deut- 
schen Beamtengesetzes in den 
Wartestand versetzt werden. 

(4) Dem Vorstand obliegt es, 
unter dem Vorbehalt der Zustim- 
mung des Vcrwaltungsrates und im 
Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verkehr alle notwen- 
digen Vorbereitungen für die Gc- 
sdiäfts- und Betriebsübernahme zu 
treffen. Wenn diese Vorbereitun- 
gen getroffen sind, teilt der Ver- 
waltungsrat dem Bundesminister 
für Verkehr die Bereitschaft der 
Deutschen Bundesbahn zur Ge- 
sdiäftS“ und Betriebsübernahme 
mit. Der Bundesministcr für Ver- 
kehr erklärt danach den Übergang 
der Geschäfte für vollzogen. Der 
Tag des Übergangs ist durdi 
den Bundesminister für Verkehr 
im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
machen. 

(5) Es treten außer Kraft: 

a) das Gesetz über die Deutsdie 
Reichsbahn (Reichsbahngesetz) 
vom 4. Juli 1939 (RGBl. I 
S. 1205) ln der Fassung des § 8 
Absatz 2 Buchstabe a des Ge- 
setzes über den Aufbau der 
Verwaltung für Verkehr vom 
12. September 1948 (WiGBl. 
S. 95), 

b) die Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über 
die Deutsche Rcidisbahn vom 
5. Juli 1939 (RGBl. I S. 1213) 
in der Fassung des § 8 Absatz 2 
Buchstabe b des Gesetzes über 
den Aufbau der Verwaltung für 
Verkehr vom 12. September 
1948 (WiGBl. S. 95), 

c) §§1,2 und 8 Absatz 2 des Ge- 
setzes über den Aufbau der 
Verwaltung für Verkehr vom 
12. September 1948 (WiGBl. 
S. 95), 
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Entwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf 

der Bundesregierung 


Beschlüsse 
des 2 7. Ausschusses 


d) das Gesetz des Landes Baden 
vom 18. Februar 1948 über die 
Errichtung einer Betriebsver- 
einigung der Südwestdeutschen 
Eisenbahnen (Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 30), 
die Bekanntmachung der Lan- 
desregierung des Landes Rhein- 
land-Pfalz vom 10. Dezember 
1947 über das Abkommen zur 
Errichtung einer Betriebsver- 
einigung der Südwestdeutschen 
Eisenbahnen (Verordnungsblatt 
der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz S. 483), das Gesetz des 
Landes Württemberg-Hohen- 
zollern vom 1. August 1947 über 
das Abkommen zur Errichtung 
einer Betriebsvereinigung der 
Südwestdeutschen Eisenbahnen 
(Regierungsblatt für das Land 
Württemberg - Hohenzollern 
S. 49), sowie das auf diesen 
Landesgesetzen beruhende Ab- 
kommen zur Errichtung einer 
Betriebsvereinigung der Süd- 
westdeutschen Eisenbahnen 
vom 25. Juni 1947 mit der 
Satzung der Betriebsvereini- 
gung der Südwestdeutschen 
Eisenbahnen vom gleichen 
Tage. 


§ 55 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung 
vom In Kraft. 


S 50 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 


d) das Gesetz des Landes Baden 
vom 18. Februar 1948 über die 
Errichtung einer Betriebsver- 
einigung der Südwestdeutschen 
Eisenbahnen (Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 30), 
die Bekanntmachung der Lan- 
desregierung des Landes Rhein- 
land-Pfalz vom 10. Dezember 
1947 über das Abkommen zur 
Errichtung einer Betriebsver- 
einigung der Südwestdeutschen 
Eisenbahnen (Verordnungs- 
blatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S.483)j dasGe- 
setz des Landes Württeniberg- 
Hohenzollern vom 1. August 
1947 über das Abkommen zur 
Errichtung einer Betriebsver- 
einigung der Südwestdeutschen 
Eisenbahnen (Regierungsblatt 
für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 49) sowie das 
auf diesen Landesgesetzen be- 
ruhende Abkommen zur Er- 
richtung einer Betriebsvereini- 
gung der Südwestdeutschen 
Eisenbahnen vom 25. Juni 1947 
mit der Satzung der Betriebs- 
vereinigung der Südwestdeut- 
schen Eisenbahnen vom gleichen 
Tage. 

(6) Das Gesetz über Kreuzungen 
von Eisenbahnen und Straßen 
vom 4. Juli 1939 (RGBl. I S. 1211) 
tritt in den Ländern Baden, 
Rheinland-Pfalz und Württem- 
berg-Hohenzollern sowie im 
bayerischen Kreis Lindau wieder 
in vollem Umfang in Kraft. 

§ 55 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung 
vom 1951 in Kraft. 
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